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Die Gemeindeverwaltung .

Tätigkeit ihrer Organe .

Der Stadtrat hielt im Jahre 1874 : 58 , 1879 : 60 , 1884 : 55 ,
1890 : 57 , 1895 : 52 , 1899 : 56 , 1900 : 51 Sitzungen ab, nur im

Jahre 1888 erreicht die Zahl der Sitzungen die Ziffer 61 . Die Zahl
der in dieſen Sitzungen behandelten Gegenſtände iſt nur aus den

zwei letzten Jahren bekannt : 1899 waren es 3215 , 1900 : 3007 .

Die Zahl der Sitzungen des Bürgerausſchuſſes bewegt ſich zwiſchen
6 und 9, die Zahl der behandelten Gegenſtände zwiſchen 29 und 73 .

Die ſtädtiſchen Kommiſſionen hielten zu allen Zeiten ſehr viele

Sitzungen ab . Bei der öfteren Veränderung ihrer Zahl , Organiſation
und Kompetenz , wie ſie ſich im Laufe der Zeit vollzog , iſt ihre Zahl
in den einzelnen Jahren ſehr verſchieden . Die höchſte Ziffer mit

270 Sitzungen weiſt das Jahr 1885 , die niedrigſte mit 108 Sitzungen
das Jahr 1900 auf . Über alle dieſe Einzelheiten der unmittelbaren

Verwaltung gibt die Chronik der Haupt - und Reſidenzſtadt Karls —

ruhe von 1885 —1900 eingehenden ziffermäßigen Aufſchluß , insbeſon —
dere auch über die vielſeitige Tätigkeit des Bürgermeiſteramts , des

gewerblichen Schiedsgerichts , des Standesamts und der einzelnen
Kommiſſionen . Hier kann nur auf dieſe in vieler Beziehung lehr —
reichen und intereſſanten Zuſammenſtellungen hingewieſen werden .

Dauernde Einrichtungen auf dem Gebiete der ſtädtiſchen Ver —

waltung , welche wichtigere Angelegenheiten betreffen , wurden durch
Ortsſtatute geregelt . Dieſe , auf Grund von Beſtimmungen der

Städteordnung beruhend , werden vom Stadtrat mit Zuſtimmung des

Bürgerausſchuſſes beſchloſſen und bedürfen zu ihrer rechtskräftigen
Gültigkeit der ſtaatlichen Genehmigung . Die gleiche Zuſtimmung und

Genehmigung iſt zu jeder Abänderung der Ortsſtatute erforderlich —
Für ſolche Materien , welche ihrer Natur nach öftere Veränderungen
verlangen und in gewiſſen Beziehungen von wechſelnden , insbeſondere
auch wirtſchaftlichen Verhältniſſen abhängen , ſah man , ſoweit dem

keine geſetzliche Beſtimmung im Wege ſtand , von ihrer Ordnung durch
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Ortsſtatute ab und ſtellte lediglich Grundſätze auf , nach denen hin —

ſichtlich derſelben verfahren werden ſollte . Zur Erläuterung und für
die Ausführung der Ortsſtatute wurden ſpezielle Verordnungen , Dienſt —
weiſungen u. ſ. f. erlaſſen .

Mehrere Ortsſtatute betreffen die perſönlichen Rechte und

Pflichten der ſtädtiſchen Beamten .

Am 21 . Mai 1886 wurde die Stellvertretung des Oberbürger —
meiſters und des Bürgermeiſters geregelt , durch einen Zuſatz vom

19 . Oktober 1894 eine beſondere Beſtimmung für den Fall ihrer

Stellvertretung als Gemeinderichter oder Schiedsmänner getroffen .

Desgleichen wurden am 25 . Juni 1883 Beſtimmungen über die

Ernennung fürſorglicher Stellvertreter des regelmäßigen Standes —

beamten hieſiger Stadt , am 12 . Juli 1875 über die Tagesgebühren
und Reiſekoſten der ſtädtiſchen Beamten erlaſſen und am 11 . Juli 1899

zur Ergänzung der Gemeindegebührenordnung vom 31 . Dezember 1896

abgeändert .
Über die Anſtellungs - und Einkommensverhältniſſe

der ſtädtiſchen Beamten wurden unter der Bezeichnung „ Beamten —

ſtatut “ im März 1898 vom Stadtrat Grundſätze aufgeſtellt .
Die Zahl der ſtädtiſchen Beamten hatte im Jahre 1870 nur

60 betragen , welche zuſammen in feſtem Gehalt ein Einkommen von

57060 Mk. , im Durchſchnitt von 951 Mk . bezogen . Die niedrige

Ziffer des Durchſchnittsbetrages erklärt ſich daraus , daß viele Beamte

noch dienſtliche Nebenbezüge hatten , welche bei deſſen Ermittlung nicht
in Rechnung kamen . Die Zahl der Beamten erhöhte ſich bis 1875

auf 130 mit einem Geſamteinkommen in feſtem Gehalt von 147124 Mk .

und einem durchſchnittlichen Gehalt von 1132 Mk. , im Jahr 1880

ergeben ſich die Zahlen 142 , 185 527 , 1307 ; im Jahr 1888 : 196 ,

302 858 , 1545 ; nach Jahresfriſt ( 1889 ) 196 , 312 710 , 1595 Mk .

Im März 1889 ergab ſich die Notwendigkeit , durch allgemeine Feſt —
ſtellungen die Ruhege haltsverhältniſſe der ſtädtiſchen Angeſtellten
ſyſtematiſch zu regeln . Der Bürgerausſchuß ſprach hierzu ſeine Zu —
ſtimmung aus und es wurden nun vom Stadtrat allgemeine Grund —

ſätze feſtgeſetzt , welche bei der Anſtellung ſtädtiſcher Beamten mit

Ruhegehaltsberechtigung als maßgebend betrachtet werden ſollten ?) .

2 *) Chronik der Haupt - und Reſidenzſtadt Karlsruhe für das Jahr 1889
S. 20 ff.S . 2

444
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Dieſe Grundſätze wurden am 31 . Mai im Bürgerausſchuſſe beraten

und einſtimmig angenommen .

Im Jahre 1890 wurde ſodann die ſchon im Vorjahre in Aus —

ſicht genommene Gewährung von Verſorgungsgehalten an die Hinter —
bliebenen ſtädtiſcher Beamten endgiltig geregelt . In der Sitzung
des Bürgerausſchuſſes vom 25 . September wurden die hiefür vom

Stadtrat aufgeſtellten Grundſätze “) ebenfalls einſtimmig augenommen —

Einen ſehr bedeutenden Schritt weiter machte die Gemeindever —

waltung im Jahre 1891 durch Regelung der Einkommensverhältniſſe
der ſtädtiſchen Beamten im Allgemeinen “ ) . Die Erlaſſung einer

Gehaltsordnung wurde zunächſt , nachdem dieſe Frage ſchon früher ,
im Kreiſe der Stadtverordneten mehrfach erörtert worden war , zu —

erſt durch eine Kommiſſion des Stadtrats geprüft , welcher — unter

dem Vorſitz des Bürgermeiſters Schnetzler — die Stadträte Himmel —

heber , Hoffmann und Leichtlin und der Stadtverordnete Fieſer an —

gehörten . Der von dieſer Kommiſſion ausgearbeitete und vom Stadt —
rat nur in einigen unerheblichen Punkten abgeänderte Eutwurf wurde

vom Bürgerausſchuß in der Sitzung vom 7. Dezember genehmigt .
Das Jahr 1898 brachte endlich auch die Aufſtellung von Grund —

ſätzen für die Ordnung der Dienſt - und Einkommensverhältniſſe der

ſtädtiſchen Arbeiter mit Beſtimmungen über die Einſtellung der

Arbeiter , über Arbeitslohn , Arbeitszeit , Arbeitsordnungen , Arbeiter —

ausſchüſſe , den Arbeiterunterſtützungsfonds , die ſogenannten „ſtändigen
Arbeiter “

0 nicht minder über Ruhegehalte und Verſorgung der Hinter —

bliebenen * ) . Dieſe Grundſätze wurden als „ Arbeiterſtatut “ in der

Sitzung 5 Bürgerausſchuffes vom 12 . Dezember 1898 zum Be⸗

ſchluſſe erhoben . Vorausgegangen waren demſelben Statute der Aus —

ſchüſſe der Arbeiter des ſtädtiſchen Tiefbauamts , Hochbauamts und

Schlacht - und Viehhofs , ſowie der ſtädtiſchen Gas - und Waſſerwerke
vom 13 . Januar 1898 . Dieſe enthalten Beſtimmungen über die

Aufgaben der Arbeiterausſchüſſe , deren Zuſammenſetzung , die wahl —

berechtigten Arbeitergruppen ( Wählergruppen ) , das Wahlrecht der

Arbeiter , das Wahlverfahren , die Art und Dauer des Mandats , die

Chronik 1890 S. 15

**0 Chronik 1891 S . 14

) Chronik 1898 S . 11

—



Ausſchuß - Sitzungen und Protokolle , die Erledigung der Beſchlüſſe
der Arbeiterausſchüſſe , endlich über die Geſamtvertretung der ſtädti —
ſchen Arbeiterſchaft durch Vereinigung der beiden Arbeiterausſchüſſe
in einer Plenarſitzung , deren Einberufung vom Stadtrate angeordnet ,
von den Vorſitzenden der beiden Arbeiterausſchüſſe gemeinſam be —

ſchloſſen und von jedem Ausſchußmitglied beim Stadtrat beantragt
werden kann .

Mit Recht iſt von dieſen Statuten , insbeſondere von den Be —

ſtimmungen der „ Grundſätze “ über die ſtändigen Arbeiter in der

Chronik der Haupt - und Reſidenzſtadt Karlsruhe ( 1898 S . 12)

geſagt , daß ſie ſich „ als eine ſozialpolitiſche Neuerung von bedeutender

Tragweite darſtellen , zu gleicher Zeit aber auch in gewiſſem Sinne

einen Abſchluß jener Beſtrebungen bilden , welche auf die Fürſorge
für die im Dienſte der Stadt beſchäftigten Perſonen gerichtet und in

verſchiedenen Beſchlüſſen des Bürgerausſchuſſes zum Ausdruck ge —

kommen ſind . “ Es dürfte dieſen Worten nochbeizufügen ſein , daß

durch dieſe Statute die Verhältniſſe der ſtädtiſchen Beamten wie der

ſtädtiſchen Arbeiter in allen weſentlichen Beziehungen auf abſehbare

Zeit befriedigend geordnet ſind . Hiedurch haben ſich der Stadrat

wie die Stadtverordneten , in erſter Reihe aber der Oberbürgermeiſter

Schnetzler nicht nur um die zunächſt betroffenen Berufsgenoſſen ,
ſondern auch um das ganze ſtädtiſche Gemeinweſen ein bleibendes

Verdienſt erworben .
Die Gemeindeverwaltung fand hiebei eine namhafte Unterſtützung

durch die im Jahre 1897 in ' s Leben gerufene ſtädtiſche ſoziale
Fommiſſion . Dieſer gehören , außer dem Oberbürgermeiſter und

den beiden Bürgermeiſtern , mehrere Stadträte und Stadtverordnete

an , ferner die Vorſtände der ſtädtiſchen techniſchen Amter , der Direktor

des ſtädtiſchen ſtatiſtiſchen Amtes und ein Stadtrechtsrat , dazu einige

Privatperſonen , deren Mitarbeit an den Aufgaben der ſozialen Kom —

miſſion mit Rückſicht auf ihre eigene Berufstätigkeit beſonders er —

wünſcht erſcheint . Auch wird darauf gehalten , daß in der ſozialen
Kommiſſion möglichſt alle politiſchen Parteien vertreten ſind. Die

Sitzungen dieſer Kommiſſion finden nach Bedürfnis ſtatt . Aus dem

reichen Programme , das dieſe Kommiſſion von ihrem Beſtehen an .

bis zum Ende des Jahres 1900 erledigt hat , ſeien hier folgende

Beratungsgegenſtände beſonders hervorgehoben : die Ordnung der
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Dienſt - und Einkommensverhältniſſe der ſtädtiſchen Arbeiter ( Arbeiter —
ſtatut ) und die Organiſation der ſtädtiſchen Arbeiterſchaft in Arbeiter —

ausſchüſſen , die Ordnung der Dienſt - und Einkommensverhältniſſe
der ſtädtiſchen Beamten ( Beamtenſtatut ) , die Vornahme von Zählungen
der Arbeitsloſen und von ſtädtiſchen Notſtandsarbeiten , die Feſtſetzung
des ortsüblichen Taglohnes gewöhnlicher Tagearbeiter , die Verbindung
eines Wohnungsnachweiſes mit der Arbeitsnachweisanſtalt , die Er —

richtung von Volksleſehallen und die Einführung von Volkskonzerten ,
die Fragen der Wohnungsinſpektion und der Neuregelung des Sub —

miſſionsweſens .
Aber ſchon mehrere Jahre vor dieſe ſozialpolitiſchen Einrichtungen

getroffen worden waren , am 11 . Oktober 1892 , hatte ein Ortsſtatut
die Verwaltung des Arbeiterverſicherungsweſens geregelt .
Sämtliche dem Stadtrat , beziehungsweiſe dem Bürgermeiſter bezüglich
der Kranken - , Invaliditäts - und Alters - , ſowie der Unfallverſicherung
zuſtehenden Rechte und obliegenden Pflichten wurden einer Kommiſſion ,
welche aus 7 vom Stadtrat ernannten Mitgliedern beſteht und den

Namen „Stägdtiſche Arbeiterverſicherungskommiſſion “ führt , beziehungs⸗
weiſe deren Vorſitzenden übertragen . Dieſe Kommiſſion hat auch die

Aufſicht über die Innungskrankenkaſſen zu führen , ſich über Satzungen
und Leiſtungsfähigkeit der eingeſchriebenen Hilfskaſſen ſtets unter —

richtet zu halten , welche hier ihren Sitz oder eine örtliche Verwaltungs⸗
ſtelle haben , die ambulatoriſche Klinik , ſowie die gemeinſame Melde —

ſtelle , namentlich die periodiſche Reviſion des von derſelben zu führenden
Kataſters zu leiten und zu beaufſichtigen und das Verhältnis zwiſchen
der Stadtgemeinde und den Krankenkaſſen bezüglich der Mitbenützung
ſtädtiſcher Räumlichkeiten und des ſtädtiſchen Perſonals zu regeln .
Mit Inkrafttreten dieſes Ortsſtatutes wurde das Ortsſtatut vom

18 . September 1884 über die Verwaltung des Krankenverſicherungs —
geſetzes aufgehoben . — Hinſichtlich der Einholung von Urlaub , des

Antritts von Dienſtreiſen und der Anzeige von Verhinde —
rungen am Dienſte ſeitens der ſtädtiſchen Beamten waren am

19 . Mai 1893 durch den Stadtrat Beſtimmungen getroffen worden .

Weitere Ortsſtatute wurden über das Kaſſen - und Rech —
nungsweſen und über die Grund - und Pfandbuchführung
erlaſſen . Das erſtere beſtimmte die Zuſammenſetzung der Kaſſen - und

Rechnungskommiſſion , deren Geſchäftsordnung und Wirkungskreis und
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traf insbeſondere Beſtimmungen über die Aufbewahrung der Wert —

papiere , das andere beſtimmte die Zuſammenſetzung , die Aufgaben und

die Geſchäftsordnung der Gewähr - und Pfandgerichtskommiſſion , ſowie

die Verwendung der gewähr - und pfandgerichtlichen Gebühren . —

Auf Grund von Spezialgeſetzen wurden die Satzungen der ſtädtiſchen

Spar - und Pfandleihkaſſe , einſchließlich der Schulſparkaſſe
und der ſtädtiſchen Hypothekenbank feſtgeſtellt . Hierzu ergingen

Dienſtweiſungen für den Schätzer , den Magazinier und den Kaſſen —

diener , ſowie ein Dienſtausteiler für die Spar - und Pfandleihkaſſe

und eine Hinterlegungsordnung . — Ein Ortsſtatut ſetzte eine eigene

Kommiſſion zur Ausſtellung von Vermögenszeugniſſen ein .

Über die Führung der Inventare der Stadtgemeinde wurden

Vorſchriften erlaſſen , auch wurden zwei Inventurbehörden , deren

Zahl bis auf drei erweitert werden kann , gebildet . Auch eine

ſtädtiſche Feuerverſicherungskommiſſion wurde durch Orts⸗

ſtatut gebildet .
5

Das ſtädtiſche Archiv .

Im Jahre 1882 nahm der Stadtrat die Einrichtung eines

ſtädtiſchen Archivs in Ausſicht und beſchloß am 30 . März zu

dieſem Zweck durch öffentliche Aufforderung an die Einwohner die

Bitte zu richten , etwa in ihrem Beſitz befindliche Pläne , Anſichten

und Beſchreibungen , welche von dem baulichen Zuſtand und der Ent —

wickelung der Stadt Karlsruhe in früheren Zeiten Kunde geben , der

Gemeindebehörde zur Einſicht und zur Fertigung von Kopien oder

zum Ankauf zur Verfügung zu ſtellen . Für die Einrichtung und

Verwaltung des ſtädtiſchen Archivs wurde am 22 . Juni eine Kom —

miſſion ernannt . — In der Sitzung des Stadtrats vom 6. Februar 1885

wurde beſchloſſen , die ſtädtiſche Archivkommiſſion ortsſtatutariſch

zu bilden , der Entwurf eines hierauf bezüglichen Ortsſtatuts wurde

genehmigt und in demſelben der Wirkungskreis der Archivkommiſſion

feſtgeſtellt . Er umfaßt die Sammlung , Ordnung und Aufbewahrung

von Schriftwerken , Abbildungen , Urkunden , Plänen , ſowie anderer

Denkmale und Crinnerungszeichen , welche für die Geſchichte der

Stadt von Bedeutung ſind , die Anbringung von Erinnerungstafeln

an den Häuſern der Stadt , wo bedeutende Männer wohnten , ſowie

auf Plätzen , wo ſich bedeutende Ereigniſſe abſpielten , Aulage und
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Weiterführung der Werke hieſiger Schriftſteller , die Herausgabe einer

Geſchichte der Stadt von deren Gründung bis zur Gegenwart und
einer fortlaufenden Chronik der Stadt . Endlich ſollte ihr auch die

Sorge für die ſtädtiſche Bibliothek übertragen werden . Am 10 . Juli
1885 wurde das Ortsſtatut über die Verwaltung des ſtädtiſchen

Archivs erlaſſen und dieſe einer vom Stadtrat zu ernennenden aus

ſieben Mitgliedern beſtehenden Kommiſſion übertragen . In der Sitzung
des Stadtrats vom 13 . März 1885 wurde beſchloſſen , den Profeſſor a. D.
K. G. Fecht mit Abfaſſung einer Geſchichte der Stadt Karls —
ruhe zu betrauen . Das 604 Seiten umfaſſende Werk erſchien ſchon
im Jahre 1887 in einzelnen Lieferungen im Verlage von Macklot .

Noch im Laufe dieſes Jahres ließ die Archivkommiſſion zunächſt an
7 Häuſern , in denen berühmte Perſönlichkeiten gewohnt haben , Ge —

denktafeln anbringen , was in ſpäteren Jahren fortgeſetzt wurde . Im
Jahre 1886 erſchien zum erſtenmal eine Chronik der Haupt⸗ und

Reſidenzſtadt Karlsruhe , Druck und Verlag der G. Braun ' ſchen Hof —
buchhandlung . Sie berichtete auf 94 Seiten über Ereigniſſe und

Zuſtände im Jahre 1885 . Im Jahre 1887 mit dem zweiten Jahr⸗
gang ( 1886 ) ging Druck und Verlag an die Macklot ' ſche Buchhand —
lung über , bei der alle ſeitdem ausgegebenen Bände derſelben er —

ſchienen ſind . Seit 1889 ( V. Jahrgang ) ſind der Chronik Abbil⸗

dungen in Lichtdruck beigegeben . Im Jahre 1893 wurde der Direktor
des General - Landesarchivs Dr . Friedrich von Weech vom Stadtrat

erſucht , eine Geſchichte der Stadt Karlsruhe und ihrer Verwaltung
zu verfaſſen . Der erſte Band erſchien im Verlag der Macklot ' ſchen
Buchhandlung im Jahre 1895 , der zweite 1898 . Verſchiedene
Schwierigkeiten und Hinderniſſe ſtellten ſich in den folgenden Jahren
der Vollendung des Werkes entgegen , die nun endlich in dem in

zwei Abteilungen zerlegten dritten Bande erreicht iſt .
Das ſtädtiſche Archiv erfreute ſich alle die Jahre ſeit ſeiner

Gründung hindurch eines lebhaften und dauernden Intereſſes ſeitens
aller Kreiſe der Einwohnerſchaft . Eine große Zahl von Schenkungen
vermehrt fortwährend ihre jetzt ſchon als umfangreich und bedeutend

zu bezeichnenden Beſtände . Um nur die bedeutendſte dieſer Schenkungen
ausdrücklich zu erwähnen , ſei die überaus wertvolle Sammlung von

Stichen , Radierungen und Aquarellen genannt , welche in Folge eines

Beſchluſſes der Familie Siegel beſtimmt wurde , der Stadt Karlsruhe
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als Geſchenk überreicht zu werden . Als ein Mitglied dieſer Familie , der

Landeskommiſſär , Geh. Oberregierungsrat Siegel in Freiburg , bei der

Hochwaſſerkataſtrophe des 8/9 . März 1896 in Ausübung ſeines Berufes

einen jähen Tod fand , wurde die Sammlung der Stadt übergeben .

Teilweiſe durch Schenkungen , nicht minder aber auch aus den jähr —

lich vom Bürgerausſchuß genehmigten Mitteln käuflich erworben , iſt
nun eine ſtattliche Sammlung von Büchern , Brochuren , Anſichten ,

Karten und Plänen in das ſtädtiſche Archiv und die mit demſelben

vereinigte ſtädtiſche Bibliothek aufgenommen worden . Sehr bedeutend

iſt auch die Sammlung von Porträts und von Nachbildungen einer

großen Zahl von Gemälden hieſiger Künſtler , letztere zum Teil von

dieſen ſelbſt geſchenkt. Längſt hatten ſich die Räume im Rathaufe ,

in denen zuerſt das ſtädtiſche Archiv untergebracht war , als unge —

nügend erwieſen . Im Jahre 1895 wurde das Gegenreſervoir in der

Gartenſtraße für die Aufnahme des ſtädtiſchen Archivs umgebaut und

bezogen . Aber auch dieſe Räume beginnen bereits ſich als unzu⸗

reichend zu zeigen.

Im Jahre 1887 zum erſten Male und dann im Laufe der fol —

genden Jahre wiederholt fanden — da das Stadtarchiv im Rathauſe

keinen genügenden Raum bot — im Lyceumsgebäude am Marktplatz

und ſpäter im Archivgebäude Ausſtellungen der wertvollſten im Archiv

aufbewahrten Gegenſtände ſtatt , welche ſich ſtets eines ſehr lebhaften

Beſuches erfreuten .

Landgraben⸗Korrektion und - uberwölbung .
Kanaliſation der Stadt .

Die Entwäſſerung der Stadt unter Benützung des Landgrabens ,

welche ſchon früher die ſtädtiſche Verwaltung lange und eingehend

beſchäftigt hatte “) , gehörte auch in dieſem Abſchnitt der Geſchichte zu

einer ihrer wichtigſten Aufgaben . In den Jahren 1877 und 1878

arbeitete der ſeit 1876 im ſtädtiſchen Dienſte ſtehende Ingenieur

Schück einen Kanaliſationsplan aus , in welchem die Land —

grabenfrage inbegriffen war . Bei durchſchnittlicher Vertiefung der

Sohle des Landgrabens um 1,5 Meter konnte , nach dem Schück ſchen

) Siehe oben S . 317 ff.
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Plane , dieſer als Entwäſſerungskanal beibehalten werden . Indem gleich —
zeitig ſämtliche Brauchwaſſer der Stadt in den Landgraben eingeführt
wurden , war anzunehmen , daß infolge dieſer bedeutenden Zuflüſſe der

niedrigſte Waſſerſtand nie unter die Höhe von 40 om fallen würde .

Bei einer Geſchwindigkeit des Gefälls von 0,95 Meter pro Sekunde

beim niederſten Waſſerſtande , von 1,4 —1,7 Meter bei Hochwaſſer
konnte der korrigierte Landgraben ohne beſondere Spülung allen An —

forderungen gerecht werden . Nach eingehender Ausarbeitung und

Prüfung dieſes Planes wurde er in der Sitzung des Bürgeraus⸗
ſchuſſes vom 8. Auguſt 1879 genehmigt . Schon vorher , in der

Bürgerausſchußſitzung vom 18 . Januar 1877 , war die Landgraben —
mühle in Mühlburg mit allen Rechten und Zubehörden dem Müller

Schorb um den Preis von 65000 Mk . abgekauft und damit die von

dem bisherigen Eigentümer zum Betrieb ſeiner Mühle für erforderlich
erachtete Stauung und mit ihr das Haupthindernis für Ausführung
jenes Planes beſeitigt worden . Die Mittel zur Ausführung desſelben
wurden im Höchſtbetrage von 700000 Mk . genehmigt .

Zur Schonung der hochliegenden Häuſerfundamente war ſchon
im Jahre 1878 mit Herſtellung einer Spundwand begonnen worden .

Im November 1879 wurde die eigentliche Korrektionsarbeit in An —

genommen . Deren Ausführung wurde der Firma Holzmann
1. Comp . in Frankſurt a. M. übertragen . Im Frühjahr 1880 be⸗

gann die Unternehmung den Bau am unteren Ende der Korrektion

bei der Lameyſtraßenbrücke in Mühlburg . Der enorme Grundwaſſer⸗
zudrang in den ſehr naſſen Jahren 1880 und 1881 , wie auch die

anhaltenden Landgrabenhochwaſſer verzögerten die Arbeit ſehr . Der

Bau nahm, hauptſächlich aus dieſem Grunde , ſtatt des im Vertrage
feſtgeſetzten Termines von 30 Monaten faſt die doppelte Zeit in An —

ſpruch . Die Hauptarbeit , die Vertiefung der Sohle , wurde ſomit

erſt im Dezember 1884 abgeſchloſſen . Im September 1885 wurden

dann noch durch Maurermeiſter Stefan Billing die Überwölbungs⸗
arbeiten des Landgrabens öſtlich der Kronenſtraße zum Abſchluſſe ge —

bracht . Deren Koſten beliefen ſich auf 45182 Mk . Die ganze

Länge der Korrektion beträgt 4921,24 Meter . Der Geſamtaufwand
einſchließlich der ſchon 1878 und 1879 verausgabten Summen be⸗

trägt etwas über 787000 Mk . Der ſeit 1870 gemachte Aufwand
für dieſes bedeutende Werk , einſchließlich des Ankaufs der Mühl⸗
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burger Mühle beträgt rund 1 Million Mark , wovon 200000 Mk .

auf die Vorarbeiten kommen .

Dieſer Sammelkanal , zu dem ſich der Landgraben durch die vor —

genommenen Korrektionsarbeiten geſtaltet hat , kommt an Lichtweite

faſt dem größten Sammler in Paris gleich und übertrifft alle anderen

Sammelkanäle der europäiſchen Städte .

Einige noch offen gebliebene Strecken des Landgrabens wurden

im Laufe der Jahre noch überwölbt : 1896 von der Scheffelſtraße
bis zur Körnerſtraße , 1899 von dieſer bis zur Schwimmſchulſtraße ,
1900 von dieſer ( nunmehr Yorkſtraße benannten ) Straße weſtlich

auf ' eine Linge von etwa 300 Meter und zwiſchen Kronen - und

Kapellenſtraße . Der Aufwand für dieſe Überwölbungen betrug ins⸗

geſamt 442 495 Mk. “) .

Nach Vollendung der Landgrabenkorrektion konnte man an die

Kanaliſation zur Entwäſſerung der Stadt herantreten . Die

Prüfung verſchiedener Entwäſſerungsſyſteme anderer Städte führte zu

dem Entſchluſſe , ein Spülſyſtem zur Ableitung der Küchen⸗ , Induſtrie —,

Brauch - und Meteorwaſſer einzuführen , bei deſſen Anlage zugleich
die Möglichkeit einer ſpäteren vollſtändigen oder teilweiſen Einführung
der Waſſerkloſets berückſichtigt wurde . Der ganze bis dahin über —

baute Stadtbezirk wurde in drei von einander unabhängige Spül⸗

ſyſteme eingeteilt , um die Waſſerſpülung behufs Reinigung ſämt⸗

licher Kanäle durch möglichſte Ausnützung der beſtehenden Waſſerläufe

zu erreichen . Das nördliche , den nördlich des Landgrabens

liegenden Teil der Stadt umfaſſende Syſtem wird durch den zu dieſem

Zwecke mit einem Kanal abgeleiteten Landgraben ſelbſt durchſpült ;

aus dem Waſſer der Waſſerleitung wird der Spülſtrom im weſt⸗

lichen , ſüdlich des Landgrabens und weſtlich der Karl - Friedrich —⸗

ſtraße liegenden Gelände entnommen ; der Mittelbruchgraben , welcher
in der Nähe des ſtädtiſchen Waſſerwerkes zu dieſem Zwecke in das

Kanalnetz übergeleitet wird , liefert das Waſſer zur Reinigung der

Kanäle des öſtlichen , den Bahnhofſtadtteil umfaſſenden Spül⸗

diſtriktes . Von den beſtehenden Kanälen konnte teils wegen ihres

) Vgl . Chronik von Karlsruhe Jahrgänge 1, 30 ff. 12, 35 . 15, 40 . 16 ,

23 , ſowie Schück , Die Korrektion des Landgrabens . Karlsruhe 1885 .
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ſehr mangelhaften Zuſtandes , teils wegen der zu hohen Lage der —

ſelben kein Gebrauch gemacht werden .

Die Kanaliſation wurde im April 1884 begonnen , in den folgen⸗
den Jahren fortgeführt und auf alle neu entſtandenen Straßen aus⸗

gedehnt . Am Schluſſe des Jahres 1900 betrug die Geſamtlänge des

ſtädtiſchen Kanalnetzes 89831 Meter mit 1098 Kontroll - und Spül⸗

ſchachten und 2136 Straßenſchlammfängern “) . Bis Ende des Jahres
1900 wurde für die Kanaliſation von Karlsruhe der Betrag von

5144000 / , verwendet .

Erſatz von Straßen - und Kanalherſtellungsloſten .

Eine am 22 . Januar 1876 vom Großh . Miniſterium des

Innern erlaſſene neue Vollzugsverordnung zu dem Geſetze vom

20 . Februar 1868 die Anlage der Ortsſtraßen und die Feſtſtellung
der Baufluchten , ſowie das Bauen längs der Landſtraßen und Eiſen⸗
bahnen betr . beſtimmte , daß künftighin die Anwendung der in jenem
Geſetz den Gemeinden eingeräumten Befugnis , die an eine Ortsſtraße
angrenzenden Eigentümer zur Koſtentragung beizuziehen , nirgend mehr
in lediglich genereller Weiſe d. i. für alle neuen Straßen , ſondern
durchgehends von Fall zu Fall beſchloſſen werde , verlangte jedoch
gleichzeitig behufs tunlichſt gleichmäßiger Anwendung des Geſetzes in

den einzelnen Fällen , daß zunächſt gewiſſe allgemeine Grundſätze über

Art und Maß der Beiziehung der Angrenzer von den Gemeinden

aufgeſtellt werden ſollen .
Auf Grund dieſer Verordnung hatte der Stadtrat ſolche Grund —

ſätze aufgeſtellt , denen der Bürgerausſchuß ſeine Zuſtimmung erteilte .

Danach ſollte 1. bei Anlegung einer neuen Ortsſtraße und beim An⸗
bau an eine ſchon vorhandene noch unbebaute der Aufwand für den

Erwerb des zur Straße nötigen Geländes und jener für die den

Bedürfniſſen des Verkehrs entſprechende erſte Einrichtung der Straße
und für die fünfjährige Unterhaltung derſelben von den angrenzenden
Eigentümern , wenn ſie auf ihren Grundſtücken Gebäude beſitzen oder

aufführen , an die Stadtkaſſe dem vollen Betrage nach erſetzt werden ;
2. trägt die Stadt von den Koſten der Dohlen neu anzulegender

) Chronik 1, 36 ff . ; 2, 18 ; 3, 22 ; 4, 35 ; 5, 32 ; 6, 28 ; 9, 36 ; 10, 16 ;
11 , 22 ; 12 , 47 ; 14, 24 ; 15 , 37 ; 16 , 37 .
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Straßen ein Zehntel , während die übrigen Koſten diejenigen Anlieger

zu erſetzen haben , welche Gebäude beſitzen oder aufführen , zu deren

Eutwäſſerung der Dohlen dient ; hiebei iſt als Neuanlage auch die

endgiltige Herſtellung eines bis dahin ſchon benutzten Weges zur

Ortsſtraße mit Straßenrinnen , Pfläſterung oder Chauſſierung , Waſſer —

ableitung u. ſ. w. zu verſtehen ; 3. die Verteilung dieſes Aufwandes

unter die einzelnen beiderſeitigen Angrenzer der Straße erfolgt nach

Verhältnis der Frontlänge ihrer die Straße berührenden Grundſtücke ;

4. der Erſatzanſpruch der Stadt iſt hinſichtlich derjenigen Angrenzer ,

welche bereits Gebäude auf ihren Grundſtücken beſitzen, dann fällig ,

wenn die Straße bezw. der Dohlen bis vor dieſe Gebäude hergeſtellt

iſt , hinſichtlich derjenigen dagegen , welche erſt ſpäter Bauten aus —

führen , bei deren Beginn . — Auf Grund weiterer in dieſem Betreff

erlaſſener Geſetze und Verordnungen wurden fortan von Fall zu Fall

Ortsſtatute über den Erſatz von Straßenherſtellungs - und Unter —

haltungskoſten und von Kanalherſtellungskoſten erlaſſen .

Die Anlage und Erhaltung der Gehwege .

Nach den geſetzlichen Beſtimmungen ſind die Anordnungen über

die materielle Beſchaffenheit der Ahee über deren Höhenlage ,

Breite u. ſ. f. durch ortspolizeiliche Vorſchrift zu treffen , wogegen

die Entſcheidung darüber , in wieweit die Straßenangrenzer zu den

Koſten der Gehwege beigezogen werden ſollen, dem Ortsſtatut an —

heingegeben iſt . Da die Ordnung der hierauf bezüglichen Verhält —

niſſe geboten ſchien, wurde dem Bürgerausſchuß in der Sitzung vom

15 . Juli 1879 der Antrag des Stadtrats vorgelegt , er wolle ſich

damit einverſtanden erklären , daß das Großh . Bezirksamt um Er —

laſſung einer ortspolizeilichen Vorſchrift , nach dem vom Stadtrat aus —

gearbeiteten Entwurf erſucht werde und er wolle zu dem ebenfalls

vom Stadtrat ausgearbeiteten Entwurf eines Ortsſtatutes ſeine Zu —

ſtimmung geben. Beide Anträge mit kleinen Abänderungen in den

Entwürfen wurden vom Bürgerausſchuß genehmigt.
Der Entwurf der ortspolizeilichen Vorſchrift ließ an Stelle des

§ 59 der Bauordnung fürdie Reſidenzſtadt Karlsruhe vom 5. Mai 1877

Lit. a - g cveränderte Beſtimmungen treten , wonach zur
Herſtellung

der Gehwege bis an die Rinne nur Pflaſterſteine I . Qualität von

mindeſtens 15 em Geviert , Steinplatten von mindeſtens 10 em
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Stärke und in der Regel 1 qm Fläche , gebrannte Thonplatten von

mindeſtens 15 emüan Geviert und 4 em Stärke , Cement von min⸗

deſtens 1,5 em Stärke , welcher gerippt oder kaneliert ſein muß , mit

Betonunterlage von 15 em Stärke und Asphalt von gleicher Stärke⸗

und mit gleicher Unterlage verwendet werden dürfen . Im allgemeinen
oder für einzelue Straßen und Grundſtücke darf der Gemeinderat

mit Zuſtimmung des Bezirksamtes noch weitere Materialien als zu —

läſſig erklären . Vor einem und demſelben Grundſtück dürfen in der —

ſelben Straße die Gehwege nicht aus verſchiedenen Materialien her⸗
geſtellt werden . Bei Neüherſtellungen oder Hauptreparaturen muß,
wo der gegenwärtige Zuſtand dieſer Vorſchrift widerſpricht , die letztere

zur Ausführung kommen . Für Einfahrten kann auch anderes Material

als für die übrige Gehwegſtrecke verwendet werden , doch muß es den

an Gehwege geſtellten Anforderungen entſprechen . Au der Ettlinger —
Rüppurrer⸗ , Krieg - und Weſtendſtraße können die beſtehenden Kies⸗

gehwege beibehalten , müſſen jedoch, wenn es der Stadtrat mit Ge⸗

nehmigung des Bezirksamts beſtimmt , mit feſten Deckungen mach den

oben bezeichneten Materialien bis zu 2,5 m Breite belegt werden .

Dieſelben Beſtimmungen können für neu anzulegende oder in die Ge —

markung aufzunehmende Straßen durch den Stadtrat feſtgeſetzt werden .

Für die Breite der Gehwege ſind die amtlich genehmigten Ortsbau —

pläne und , wo ſolche nicht vorhanden , der hergebrachte Zuſtand maß—
gebend .

Die auf Grund dieſes vom Bezirksamt erlaſſene orts⸗

volizeiliche Vorſchrift wurde am 14 . Dezenber 1879 vom Landes⸗

kommiſſär für vollziehbar erklärt. Der Entwurf des Ortsſtatuts er⸗

hielt die Staatsgenehmigung erſt , nachdem der §S 1 in der Bürger⸗
ausſchußſitzung vom 10 . Juni 1880 eine andere Faſſung als die am

10 . Dezember 1879 vom Bürgerausſchuß angenommene erhalten
hatte .

Danach beſtimmte nunmehr das Orts ſtatut , daß die Angrenzer
ſämtlicher öffentlichen Straßen der Stadt verpflichtet ſeien, die vor

ihren Grundſtücken hinziehenden Gehwege und Straßenrinnen , ſowie
die zur Ableitung des Regenwaſſers und des Haushaltungsabwaſſers
in die öffentlichen Abzügsgräben dienenden Rinnen und Kanäle auf
eigene Koſten herzuſtellen und in gutem Stande zu halten ; die Be⸗

ſtimmung über Herſtellung ' und Unterhaltung der Gehwege durch die



— 694 —

Stadt für einzelne Straßen wurde dem Stadtrat zuerkannt , in

welchem Falle der Erſatz der erwachſenden Koſten an die Stadt nach

Verhältnis der vor jedem Grundſtück befindlichen Gehwegfläche den

Angrenzern obliegen ſollte ; eine Ausnahme wurde für die Angrenzer
des Schloß - , ſowie die öſtlichen und weſtlichen Angrenzer des

Marktplatzes feſtgeſtellt , deren Verpflichtung für erſtere auf den unter

den dortigen Bogenplätzen befindlichen , für letztere auf den vor ihren

Grundſtücken hinziehenden Gehweg bis zu 1,80 m Breite beſchränkt

wurde . Als maßgebend für die Beſchaffenheit der Gehwege wurden

die jeweils beſtehenden ortspolizeilichen Vorſchriften erklärt ; der Er —

ſatz der Koſten für die immer durch die Stadt zu bewerkſtelligende

Legung des Rinnenpflaſters (der Bordſteine ) war Sache der Au⸗

grenzer und zwar nach Verhältnis der Länge der vor ihren Grund —

ſtücken hinziehenden Rinnen . Beſondere Beſtimmungen , die der Stadt —⸗

rat auf neuanzulegende oder in die Gemarkung zu übernehmende

Straßen auszudehnen befugt war , erfolgten für die Ettlinger - , die

Rüppurrer⸗ , die Krieg⸗ und Weſtendſtraße , in welchen die Stadt die

Unterhaltung der Kieswege beſorgt , wogegen den Angrenzern der

Erſatz der Hälfte der Unterhaltungskoſten obliegt .
An Stelle der 88 4 und 5 dieſes Ortsſtatuts traten durch Be —

ſchluß des Bürgerausſchuſſes in deſſen Sitzung vom 28 . April 1886 .

die Beſtimmungen , daß die Angrenzer , inſoweit die Unterhaltung der

Kieswege durch die Stadt beſorgt wird , zur Deckung der Unter⸗

haltungskoſten einen Beitrag von jährlich 50 Pf . vom laufenden

Meter der Frontlängen ihrer an die Straßen ſtoßenden Grundſtücke⸗

zu leiſten haben , von der Tragung der Koſten für die Unterhaltung

der Gehwege jedoch entbunden ſeien, wenn ſie die vor ihren Grund —

ſtücken herziehenden Gehwege mit feſten , den ortspolizeilichen An —

forderungen entſprechenden Deckungen verſehen .

Grubenentleerung , Dünger - und Rehrichtabfuhr ,
Straßenreinigung .

Verſchiedene Mißſtände , die mit dem Betriebe der Abtritt⸗

gruben⸗Entleerung verbunden waren , veranlaßten den Stadt⸗

rat , am 25 . Januar 1875 beim Bürgerausſchuß einen Antrag ein⸗

zubringen, welcher den Zweck verfolgte , dieſe zu beſeitigen . Danach

ſollten die Koſten der Grubenentleerungen nicht mehr wie ſeit Auguſt
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1872 ) im Wege der Soziallaſt , nämlich der Umlageerhebung , von

den Häuſerſteuerkapitalien , ſondern in der Weiſe aufgebracht werden ,

daß die Grubenbeſitzer für jede Entleerung eine Gebühr von 2 Mk .

vom Kubikmeter der ausgeſchöpften Maſſe an die Stadtkaſſe zu be⸗

zahlen hätten . Aus den Ergebniſſen dieſer Gebühren ſollte dann die

Stadt auch die Koſten der Kehrichtabfuhr beſtreiten .
Da dieſer Antrag von Seiten eines Teiles der Stadtverordneten

beanſtandet wurde , zog der Stadtrat denſelben zurück und betraute

eine aus Mitgliedern des Stadtrats , des Ortsgeſundheitsrats und

aus Stadtverordneten zuſammengeſetzte Kommiſſion damit , ander⸗

weitige Vorſchläge zur Beſeitigung der vorhandenen Mißſtände zu machen.

Auf Antrag dieſer Kommiſſion und des Ortsgeſundheitsrats wurde die

Kehrichtabfuhr , nachdem der bisherige Unternehmer , Ziegelei⸗
beſitzer Joſt , das Vertragsverhältnis , an dem er ſeine Rechnung nicht

finden konnte , gekündigt hatte , für die Dauer von drei Jahren dem

Fuhrmann Allgaier übertragen . Ferner wurde ein beſonderer Be —

dienſteter angeſtellt , mit der Aufgabe , die Erfüllung der vertrags⸗

mäßigen Verbindlichkeiten der Düngerabfuhr unternehmer zu

überwachen , die Anmeldungen der Gruben - Entleerungen an die Unter —

nehmer zu vermitteln , über den Zuſtand der Gruben und ihres In —

halts Erhebungen zu machen und ordnungswidrige Zuſtände oder

Handlungen zur Anzeige zu bringen . Eine gründliche Abhülfe wurde

aber dadurch nicht herbeigeführt , und es zeigte ſich immer mehr, daß

das ganze hier beſtehende Syſtem der Abfuhr der Fäkalien den be—⸗

rechtigten Anforderungen der Bevölkerung nicht mehr genüge . Dazu

kam, daß der damalige Unternehmer , Fabrikant Dölling , welcher an —

gab, bei dem Abfuhrgeſchäft erhebliche Einbußen zu erleiden , geltend

machte, daß er ſich der Stadt gegenüber nicht mehr als verpflichtet

anſehe , nachdem der Vertrag über die Düngerabfuhr nicht mit ihm,

ſondern mit ſeinem Vater und Kaufmann Leipheimer abgeſchloſſen
worden ſei und nach deren Ableben die aus dem Vertrage ent⸗

ſpringenden Rechte und Pflichten ihrer Natur nach ohne ausdrückliche

Beſtimmung nicht auf die Erben übergehen könnten .

Obwohl über die Richtigkeit dieſer Rechtsanſchauung Zweifel

beſtehen konnten , zog der Stadtrat doch vor , ein neues Vertrags —

) Vgl . oben Seite 325 .
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verhältuis einzugehen und ſchloß in Übereinſtinmmung mit dem Orts —

geſundheitsrat und der oben erwähnten Kommiſſion am 24 . Septem⸗
ber 1877 einen Vertrag mit Léon Carrière Sohn in Straßburg ab,
welcher dort ſeit etwa einem Jahre die Grubenentlleerung mit Ma⸗

ſchinen Tallard ' ſchen Syſtems zur Zuftiedenheit der Einwohnerſchaft
und der Behörden vornahm.

Der Stadtrat ging dabei von der auf Grund eines von dem

Vorſtand des ſtädtiſchen Waſſer - und Straßenbauamtes , Schück, er —

ſtatteten Gutachtens gewonnenen Überzeugung aus , daß durch die

Annahme dieſes Vertrages ein weſentlich beſſerer Zuſtand als der

bisherige ohne unverhältnismäßige Koſten herbeigeführt werden könne

und legte daher dem Bürgerausſchuß in ſeiner Sitzung vom 23 . Ok —

tober 1877 nebſt eingehender Begründung dieſen Vertrag mit dem

Antrag vor , zu demſelben und zu der in der Folge notwendigen
Aufhebung der Sozialumlage für die Düngerabfuhr ſeine Zuſtimmung
zu geben . Von Seiten des Stadtverordnetenvorſtandes war zur

Prüfung des Vertrages eine Kommiſſion niedergeſetzt worden , welche

denſelben , vorbehaltlich einiger Anderungen , zur Zuſtimmung empfahl .
Dieſe erfolgte mit Einſtimmigkeit .

Schon bald nach Abſchluß des Vertrages , am 10 . April 1878

gründete Herr Léon Carriéère mit dem Gaſtwirt Franz Lipp dahier eine

offene Handelsgeſellſchaft , welche das Geſchäft der Düngerabfuhr
in hieſiger Stadt nach den Vertragsbeſtimmungen beſorgte . Als ſpäter
Herr Julius Morlock als Mitglied der Geſellſchaft aufgenommen
wurde und nach einiger Zeit Herr Carriére aus der Geſellſchaft
austrat , beantragten am 29 . März 1884 die beiden übrigen Geſell —
ſchafter , den Vertrag vom 24 . September 1877 umzuſchreiben . Hier —

zu war nach dem am 23 . Oktober gefaßten Beſchluſſe des Bürger —
ausſchuſſes deſſen Zuſtimmung erforderlich . Da die Düngerabfuhr ,
ſeit ſie von den Herren Lipp und Morlock übernommen worden ,

keinen Anlaß zu weſentlichen Klagen gegeben hatte , beantragte der

Stadtrat , dieſe Zuſtimmung zu erteilen , was in der Sitzung vom

7. Mai 1884 mit Einſtimmigkeit erfolgte .

Im Oktober 1878 hatte der Stadtrat beſchloſſen , vom nächſten
Jahre an die Reinigung der Straßen , einſchließlich der Geh—
wege und der Rinuen , auf die Stadt zu übernehmen . Im Jahre
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1889 erfolgte auch die Übernahme der Kehrichtabfuhr durch
die Stadt . “

Die ſtädtiſchen Waſfer - und Gaswernke .

Trotz mehrfacher Erweiterungen in den Jahren 1874 bis 1877
war das ſtädtiſche Waſſerwerkt ) zu Beginn des Jahres 1887 an

der Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit angelangt . Die Zahl der an
die Waſſerleitung angeſchloſſenen Grundſtücke war von 1350 im

Jahre 1877 auf 2400 geſtiegen . Die Kanaliſation der Stadt hatte
die Anlage von Waſſerkloſets und die Einrichtung von Haus —
bädern erleichtert und dadurch den Waſſerverbrauch ſehr erheblich
geſteigert . Im Juli 1887 beſchloß deshalb der Bürgerausſchuß

Autrag des Stadtrats und auf Grund einer Denkſchrift des
Direktors der Waſſer - und Gaswerke , Fr — Reichard , die Er⸗

weiterung der ſtädtiſchen Waſſerleitung . In den Jahren 1887
bis 1893 wurde die Waſſerfaſſung ' verſtärkt , die Maſchinenkraft
vermehrt , das Rohrnetz erweitert und ein Hochreſervoir auf einer

künſtlichen Aufſchüttung angelegt . Dadurch wurden zugleich eine

bequem zugängliche Ausſichtshöhe und durch den Aushub zwei
Zierteiche geſchaffen und die Aulagen des Stadtgartens in willkom —

mener Weiſe bereichert . Der Gedanke , eine Erdaufſchüttung zur Auf —
nahme des Reſervoirs zu verwenden , rührt von Oberbürgermeiſter
Lauter her. Der Reſervoirbau , deſſen Koſten, ohne die Koſten der

Erwerbung des Platzes , rund 405000 Mk . betrugen , wurde von
Direktor Reichard entworfen und geleitet . Nach Vollendung des
Baues erhielt der Hügel eine gärtneriſch —laudſchaftliche Ausſtattung ,
auf ſeiner Höhe wurde in Geſtalt einer künſtlichen Ruine ein Aus⸗

ſichtsturm errichtet , eine zweite auf halber Höhe deſſelben . Durch
Beſchluß des Stadtrates vom 13 . Mai 1892 erhielt der Hügel zu
Ehren des kurz vorher verſtorbenen Oberbürgermeiſters Lauter den
Namen „Lauterberg “. Der Geſamtaufwand für die Waſſerleituug
bis zum Jahre 1893 betrug 2827731 Mk .

Im Jahre 1887 betrug der Geſamtwaſſerverbrauch2131842 Kkbm

gegen 1873 145 kbm im Jahre 1885 , im Jahre 1892 : 3365 910 ,
im Jahre 1897 : 4081910 , im Jahre 1900 : 4353069 kbm .

)Siehe oben Seite 260 ff.
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In den gleichen Jahren ergeben ſich die folgenden Zahlen : ſtärkſte

Tagesabgabe : 12573 , 17906 , 22655 , 22853 kbm ; ſchwächſte

Tagesabgabe : 2 789 , 4504 , 6 473 , 6 865 kbm ; Abgabe zu öffent⸗

lichen Zwecken, Straßengießen , Fontänen n. ſ. w. 454 424 , 901710

411355 , 437673 kbm . Am Ende des Jahres 1887 betrug die

Länge des Hauptröhrennetzes 6332537 m. Die Zahl der öffent⸗

lichen Brunnen war in den obigen Jahren 56 , 58 , 55 , 60 ; die

Zahl der öffentlichen Feuerhahnen 366 , 508 , 653 , 814 ; der Fontänen

% 8 , 8, 9.

Nach den erſten fünf Jahren des ſtädtiſchen Betriebes des Gas -

werkes “ ) , welche eine Verdoppelung des Gasgebrauches hervor —

gebracht hatten , trat , entſprechend den allgemeinen geſchäftlichen Ver⸗

hältniſſen der zweiten Hälfte der 1870er Jahre und den folgenden,
eine langſamere Bewegung des Gasverbrauches ein , ſo daß erſt im

Jahre 1884 ein Projekt zur durchgreifenden Erweiterung der Fabrik —

anlage ſowie der Verſtärkung der Rohrleitungen aufgeſtellt werden
mußte . Man entſchied ſich aus verſchiedenen Gründen für die Er⸗

richtung eines zweiten Gaswerkes im Oſten der Stadt . Es wurde

für dieſes ein Bauplatz von 74000 qm Flächeninhalt erworben und

darauf die Fabrikationsanlage für eine Tagesproduktion von 80000 kbm

projektiert . Die Anlage wurde ſo ausgeführt , daß ſie in Zukunft immer

ganz den Bedürfniſſen entſprechend vergrößert werden konnte .

Die Geſamtkoſten dieſer erſten Anlage einſchließlich des Gelände —

erwerbs und des neuen Rohrkranzes betrugen 568 359 Mk . — Da der

Gasverbrauch vom Jahre 1886 ab in einem die Erwartung weit

überſteigenden Maße zunahm , mußte ſchon im Jahre 1890 zu einer

durchgreifenden Vergrößerung geſchritten werden , und in den folgen—
den Jahren wurden ſtets neue Vergrößerungen erforderlich .

Vom 1. Mai 1886 bis 30 . April 1887 wurden im ſtädtiſchen

Gaswerk 1) 4149 065 ebm Gas erzeugt , 207435 kbm mehr als

im Vorjahre , abgegeben wurden 2) für öffentliche Beleuchtung

490 431 kbm , 3) für Privatbeleuchtung 3047775 kbm . 4) Die

Zahl der öffentlichen Laternenflammen betrug 1465 . 5) 3528 Gas⸗

meſſer waren am 30 . April 1887 aufgeſtellt ; 6) am nämlichen Tage

) Hier dürfte in der Statiſtik ein Fehler vorliegen .

) Vgl . oben Seite 267 ff.



— 699 —

betrug die Länge der Hauptleitung 51 233,37 m. Für die gleichen
Rubriken ergeben ſich in den nächſten je fünfjährigen Perioden
folgende Zahlen : 1892 : 1) 6043 310 kbm , 2) 995 194 kbm ,
3) 4 399 479 kbm , 4) 1579 ,

6
4391 für Leuchtzwecke, 1444 für

Koch- und Heizzwecke. — 1897 : 1) 8 775 640 Kbm, 2) 1174031 Kbm ,

3) 6525019 kbm , 4) 1976 , 9 6701 und 4053 .— Im Jahre
1900 : 1) 10016 070 kbm , 2) 1043 997 kbm , 3) 8 207 801 kbm ,

4) 2 401 , 5) 8307 und 6 520 ) .
Am 11 . Oktober 1883 erließ der Stadtrat ein Ortsſtatut über

die Verwaltung der ſtädtiſchen Gas - und Waſſerwerke als wirtſchaft⸗
licher, dem öffentlichen Intereſſe dienender Unternehmungen der Stadt⸗

gemeinde , welche einen Teil des Gemeindevermögens bilden und gemein —

ſam , jedoch mit geſonderter Verrechnung , zu verwalten ſind. Die Ver —

waltung erfolgt durch eine den Namen Gas - und Waſſerwerks —⸗
Kommiſſion führende , aus neun vom Stadtrat ernannten Mitgliedern
beſtehende Kommiſſion , unter Vorſitz des Oberbürgermeiſters oder

ſeines Stellvertreters . Eine dieſer Kommiſſion unterſtellte „Städtiſche
Gas - und Waſſerwerksverwaltung “ beſorgt die laufenden Geſchäfte .
Das Ortsſtatut ſtellt u. a. den Wirkungskreis und die Geſchäftsord —
nung dieſer Kommiſſion ſowie den Dienſtkreis der einzelnen Beamten

der Gas - und Waſſerwerke feſt.

Der Stadtgarten .

Eine der vornehmſten Sehenswürdigkeiten der Haupt - und Re⸗

ſidenzſtadt mit prächtigen Anlagen entwickelte ſich im Laufe der Zeit
aus dem die Feſthalle auf drei Seiten umgebenden , ſüdöſtlich an den

Tiergarten “ ) angrenzenden und bald mit dieſem vereinigten Stadt⸗

garten . Im Jahre 1877 war von dem Tiergartenverein der Tier —

garten an die ſtädtiſche Verwaltung abgetreten worden . In dem

Stadtgarten finden an beſtimmten Tagen regelmäßig Konzerte ſtatt ,
er iſt aber auch der Schauplatz von Vergnügungen bei feſtlichen An —

läſſen . Dem Tiergarten werden von Einwohnern von Karlsruhe ,
aber auch von geborenen Karlsruhern im Auslande , in jedem Jahre
wertvolle Tiere zum Geſchenk gemacht . Nach Maßgabe der vor⸗

) Vgl . Die Gas - und Waſſerwerke der Reſidenzſtadt Karlsruhe 1894 .

Chronik von Karlsruhe 3, 14 f . ; 8, 12 ; 13 , 8 15 16 , 14 .

) Vgl . oben Seite 295 ff.
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handenen Mittel werden auch Tiere angekauft . Die Zahl der Be —

ſucher des Stadtgartens erhöhte ſich von Jahr zu Jahr . In den

Jahren 1885 bis 1889 vermehrte ſich die Zahl der Abonnenten

(einſchließlich der Aktionäre ) von 3810 auf 5 140 , die Einnahmen
aus dieſen Beſuchen von 7947 Mk . auf 11312 Mk . 50 Pf . Zum
Tagespreis von 20 bezw. 10 Pf . beſuchten den Garten im Jahre

1885 : 33341 , im Jahre 1889 : 42335 Perſonen , woraus in den

beiden Jahren 5863 Mk . 20 Pf . bezw . 7585 Mk. 50 Pf . erzielt
wurden . Von den Beſuchern des Stadtgartens beſuchten viele , be —

ſonders Familien mit Kindern , auch den Tiergarten . Im Jahre
1890 8 der Stadtrat , am erſten Sonntag eines jeden Monats

bis 12 Uhr Vormittags den Stadtgarten gegen ein ermäßigtes Ein —

trittsgeld von 10 Pf . für die Perſon , bezw. 5 Pf . für Kinder zu

öffnen . Am 6. Juli , an welchem Tage dies zum erſten Mal geſchah,
wobei die Schülerkapelle konzertierte , wurde während dieſer Stunden

der Stadtgarten von mehr als 2000 Perſonen beſucht . Jufolge

dieſes großen Andranges , der ſich an anderen Sonntagen wiederholte ,

beſchloß der Stadtrat im Jahre 1891 auch noch für den dritten

Sonntag in jedem Monat die Ermäßigung des Eintrittsgeldes zu

bewilligen .
Auf Grund der Städteordnung wurde am 18 . Oktober 1892

mit Zuſtimmung des Bürgerausſchuſſes und mit Genehmigung des

Miniſteriums des Innern ein Ortsſtatut über die Verwaltung des

Stadtgartens erlaſſen . Durch dasſelbe wurde die Verwaltung des Stadt —

gartens , der Feſthalle , der Ausſtellungshalle und der dazu gehörigen

Liegenſchaften der aus 11 Mitgliedern beſtehenden Stadtgartenkom —
miſſion übertragen , die aus ihrer Mitte Referenten für die einzelnen

Verwaltungsgebiete ernenut , den zuſtändigen techniſchen Behörden der

Stadt Weiſungen zur Herſtellung und Unterhaltung der Baulichkeiten
und Anlagen des Stadtgartens erteilt , zum Teil aus eigener Macht —

vollkommenheit , zum Teil nach Einholung der Genehmigung des

Stadtrates . Ihr unterſtand u. a. ein Oberſtadtgärtner , an deſſen
Stelle in der Folge ein Stadtgartenverwalter trat . Als ſolcher
wurde durch den Stadtrat im November 1892 der Oberſtadtgärtner
Ries ernannt . “

Die Frequenz des Stadtgartens wuchs mit jedem Jahre . 1893

wurden für die Tages - und Abonnementskarten 39528 Mk . 25 Pf .
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eingenommen . Der Erlös aus der Gondelmiete , der Eisbahn , der
Radfahrbahn und dem in dieſem Jahre neu erſtellten Netzballſpiel —
platz belief ſich zuſammen auf 6686 Mk. 30 Pf . — 1897 ſtellten
ſich die Summen für die gleichen Einnahmepoſten auf 47320 Mk .
79 Pf . bezw . auf 6133 Mk . 53 Pf . und 185 Mk. 80 Pf . als
Erlös aus der neu errichteten Camera obscura . —

00 aber
auf 56667 Mk . 18 Pf . bezw . 5092 Mk . 80 Pf . in dieſem
milden Winter der Erlös aus der Eisbahn wegfiel) .

Im Jahre 1894 hatte eine Erweiterung des Stadtgartens nach
Veſten und Süden ſtattgefunden . Im Zuſammenhang mit derſelben
1590 die bisherige hölzerne Verbindungsbrücke zwiſchen dem Stadt⸗

garten und dem Tiergarten , welche bei
11 Benutzung keine ge —

nügende Sicherheit mehr bot , durch eine Brücke aus Cementſtampf —
beton erſetzt . Die weſtliche und ſüdliche Seite des
wurden mit einer eiſernen Einfriedigung verſehen , in welcher 3 Dreh —
türen angebracht wurden , die das Verlaſſen des Gartens , nicht aber
den Eintritt in denſelben geſtatten .

Ortspolizeiliche und ſonſtige polizeiliche Vorſchriften .
Im Laufe der letzten Jahrzehnte des 19 . Jahrhunderts wurde

eine große Zahl ſolcher Verordnungen erlaſſen , von denen nur die

wichtigeren hier augeführt werden ſollen . Sie betreffen : Das poli —
zeiliche Meldeweſen , die Überwachung des Fremdenverkehrs , die An —
und Abmeldung zur Kranken - und Invalidenverſicherung , die nächt⸗
liche Wee die weltliche Feier der Sonn - und Feſttage .

Die Kehrichtabfuhr , die Grubenentleerung , die Schlachthof⸗,
Viehhof - und Viehmarktordnung , den Schutz der Brunnen und der

ſtädtiſchen Waſſerleitung , die Gasleitungen , die Friedhofordnungen,
die Bundee die Aufſicht auf Hunde .

Die Kaminfegerordnung , die Feuerlöſchordnung , die Feueralarm⸗
anlage, die Feuerſicherheit in Warenhäuſern , die Verwahrung und
den Trausport von feuergefährlichen Flüſſigkeiten .

Die ſtädtiſche Bauordnung , die einheitliche Nummerierung der
Häuſer , die Gehwegordnung .

Die Straßen - und Fahrpolizeiordnung , den Verkehr mit Fahr⸗
rädern und Motorfahrzeugen auf öffentlichen Wegen und Plätzen ,
den Schutz des Schloßgartens und des Schloßplatzes , ſowie der öffent —



lichen Anlagen , die elektriſche Straßenbahn , die Bahnordnung und

den Betrieb der Lokal - und Nebeneiſenbahnen , die Hafenpolizei für

den Rheinhafen .
Die Wochenmarktordnung , die Meßordnung , die Sonntagsruhe ,

die Droſchkenordnung , die Dienſtmannsordnung , die Rechtsverhält⸗

niſſe der Dienſtboten , die Verbrauchsſteuerordnung .

Geſundheitspflege . “ )

Am 23 . September 1875 brachte in einer Sitzung des Stadt —

rats unter Vorſitz des Oberbürgermeiſters Lauter dieſer die Ge —

ſundheitsverhältniſſe hieſiger Stadt zur Sprache , nachdem

er Veranlaſſung genommen hatte , hierüber mit einer Autorität im

Sanitätsweſen zu verhandeln , und teilte mit , daß die geſundheitlichen

Verhältniſſe unſerer Stadt , welche ſtets ſehr günſtige geweſen ſeien,

ſo daß Karlsruhe immer zu den geſundeſten Städten des Landes

gehörte , wenn nicht die geſundeſte war , ſichin letzterer Zeit noch

weſentlich gebeſſert hätten . Bekannt ſei, daß Epidemien hier noch

nie hätten Platz greifen können . Die Ruhr habe im Jahre 1852

hier einige Bedeutung erlangt , indem 63 Perſonen , allerdings meiſt

Kinder , derſelben zum Opfer gefallen waren , dieſelbe ſei ſpäter aber

nicht mehr aufgetreten ; die Cholera , obgleich ſie ganz in der Nähe

einen Herd gehabt ( Wörth , Speyer , Mannheim ) , habe Karlsruhe

trotz deſſen Verkehrs mit dieſen Orten doch ſtets verſchont ; der

Typhus komme nur als Haustyphus hier vor und zwar trotz des

erhöhten Militärſtandes in ſtets abnehmender Weiſe , ſo daß heute

nach Verhältnis der Einwohnerzahl nur / der Zahl der Typhus⸗

fälle der 50er Jahre zu verzeichnen iſt , nämlich im Jahre 1873 nur 20

Fälle , das iſt ½ auf tauſend der Einwohnerzahl ; in den meiſten

Fällen konnte die Veranlaſſung dazu aus den ungünſtigen ſanität⸗

lichen Verhältniſſen des betr . Hauſes amtlich nachgewieſen werden .

Ein weiteres günſtiges Zeichen der Geſundheit unſerer Stadt zeige

ſich in der ſtets wachſenden Überſchreitung der Geburtsziffer über die

Sterbeziffer ; dieſe Überſchreitung habe ſich ſeit dem Jahre 1852 , wo

ſie als Null angenommen werden könne bis auf 3 im Jahre 1870

geſteigert . Selbſtverſtändlich ſei, daß die Sterbeziffer im Verhältnis

) Vgl . oben Seite 341 ff.
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zur Einwohnerzahl ſich mit der Erhöhung der Geburtsziffer ebenfalls
ſteigern müſſe , indem von den Geborenen im Laufe des erſten Jahres
erfahrungsgemäß ſchon 20 bis 25 9% ſterben .

In § 19b der Städteordnung von 1874 waren im Intereſſe
der öffentlichen Geſundheitspflege beſondere Vorſchriften gegeben.

Zur Erfüllung dieſer geſetzlichen Vorſchriften , wonach für die

öffentliche Geſundheitspflege eine beſondere Kommiſſion zu beſtellen
und deren Wirkungskreis durch Ortsſtatut zu beſtimmen ſei, wurde

dem Bürgerausſchuß in ſeiner Sitzung vom 5. Juli 1875 der Ent⸗

wurf eines ſolchen Ortsſtatuts vorgelegt . In demſelben wurde als

Zweck der zu bildenden „ Kommiſſion für öffentliche Geſundheitspflege “
die Mitwirkung bei den auf die öffentliche Geſundheitspflege ſich be —

ziehenden Geſchäften der Stadtvertretung bezeichnet . Neben den ge⸗

ſetzlich berufenen Mitgliedern , dem Polizeibeamten des Bezirksamtes ,
dem Bezirksarzt und den Armenärzten der Stadt , nahm der Entwurf
die Ernennung von 6 weiteren Mitgliedern ( wovon wenigſtens 4 aus
der Zahl der Stadträte oder Stadtverordneten ) mit dreijähriger
Amtsdauer an . Die Kommiſſion wurde die begutachtende Behörde des

Stadtrats in allen auf die öffentliche Geſundheitspflege ſich beziehen —
deu Angelegenheiten genannt und erhielt insbeſondere die Aufgabe zu⸗

gewieſen , ſich über die ſanitätlichen Verhältniſſe der Stadt genaue
Kenntnis zu verſchaffen , vorhandenen Mißſtänden nachzuforſchen und

deren Beſeitigung zu veranlaſſen , dem Bezirksamt auf deſſen Ver⸗

langen Gutachten über geſundheitliche Fragen zu erſtatten und die

erforderlichen Maßregeln und Einrichtungen gegen etwa ausbrechende
anſteckende Krankheiten vorzubereiten . Den Vorſitz ſollte ein vom

Stadtrat zu ernennendes Mitglied aus der Zahl der der Kommiſſion
angehörenden Stadträte führen , ihm ſollte es obliegen , die der Be⸗

ſchlußfaſſung zu unterbreitenden Gegenſtände zur Sitzung vorzubereiten
und zu dieſem Zwecke die nötigen Verfügungen ſelbſtändig zu erlaſſen ,
er ſollte auch das Recht haben , jeden Beſchluß , bevor er zur Aus⸗

führung kommt , dem Stadtrat zur Genehmigung zu unterbreiten .
Die regelmäßigen Sitzungen der Kommiſſion ſollten in vom Stadt⸗
rat feſtzuſetzenden Zwiſchenräumen ſtattfinden , aber auch vom Ober⸗

bürgermeiſter bezw. deſſen Stellvertreter und dem Vorſitzenden wegen
dringender Angelegenheiten jederzeit berufen werden können .

Der Entwurf wurde nach kurzer Verhandlung einſtimmig an⸗
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genommen , fand jedoch nicht die Zuſtimmung des Miniſteriums des

Innern , welches der Kommiſſion , für die es die Bezeichnung
Ortsgeſundheitsrat empfahl , eine mehr als nur begutachtende Tätig —
keit eingeräumt zu ſehen wünſchte und es , im Sinne der Be —

ſtimmungen in §S 19a der Städteordnung für zweckentſprechend er⸗

achtete , daß beſondere Zweige der ſtädtiſchen Verwaltung der ſelbſt —
tätigen und unmittelbaren Fürſorge der genannten Kommiſſion an —

vertraut werden möchten . Die Beſchlüſſe der Kommiſſion , auch in —

ſoweit polizeiliche Zwangsmaßregeln und das Eingreifen der Staats —

behörde nötig falle , würden durch die im Geſetz vorgeſehene Mit —

wirkung des Polizeibeamten auf raſche und nachdrückliche Weiſe zum

Vollzug gebracht werden können . Jedenfalls aber ſei es geboten ,
daß die Geſchäfte der Kommiſſion in verſchiedene Reſpiciate verteilt

und dieſe den einzelnen Mitgliedern übertragen werden , welche die

einzelnen Angelegenheiten zu bearbeiten und ſodann der Kommiſſion
Vortrag zu erſtatten , ſowie auch für den Vollzug zu ſorgen haben .
Auch die dem Vorſitzenden eingeräumte Befugnis , jeden Beſchluß ,
bevor er zur Ausführung kommt , dem Stadtrat zur Genehmigung

zu unterbreiten , ſei kaum erforderlich , da der Stadtrat ohnehin von

den Beſchlüſſen der Kommiſſion jederzeit Kenntnis zu erhalten ver —

möge und unzweifelhaft berechtigt ſei , Maßregeln , denen er nicht zu —

zuſtimmen vermöge , außer Wirkſamkeit zu ſetzen .

Infolge dieſes Erlaſſes unterzog der Stadtrat den Entwurf

einer Durchſicht , nahm den Vorſchlag , der Kommiſſion den Namen

„ Ortsgeſundheitsrat “ zu geben , gerne an , hielt dagegen an

der Anſicht feſt, daß demſelben nur eine begutachtende , nicht auch eine

verwaltende Tätigkeit eingeräumt werden ſolle , erweiterte aber ander —

ſeits deſſen Wirkungskreis , indem eine Reihe ſtädtiſcher Anſtalten

und Einrichtungen der Überwachung des Ortsgeſundheitsrates unter —

ſtellt wurde und durch die Vorſchrift periodiſcher Beſichtigungen

für die Ausführung dieſer Überwachung geſorgt ward . Auch durch
andere Beſtimmungen wurde dem Ortsgeſundheitsrat eine größere

Selbſtändigkeit eingeräumt und damit auch einigen Anregungen im

Erlaß des Miniſteriums entſprochen .
Der neue Entwurf wurde durch eine beſondere aus dem Stadt —

verordneten - Vorſtand und einigen von ihm beigezogenen Stadtverord —

neten beſtehende Kommiſſion geprüft , durchberaten , mit einigen Ab —
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änderungsvorſchlägen dem Stadtrat wieder vorgelegt und mit dieſen
vom Stadtrat angenommen .

In der Sitzung des Bürgerausſchuſſes vom 29 . Dezember 1875 ,
in welchem die Vorlage zur Verhandlung kam, entſpann ſich eine

eingehende Erörterung eigentlich nur über die grundſätzliche Frage ,
ob dem Ortsgeſundheitsrat nur eine begutachtende Stellung einzu⸗
räumen ſei ; nach kürzerer Verhandlung über einige andere Para⸗
graphen wurde der Entwurf mit allen gegen 3 Stimmen angenommen .

Nach einem an die miniſterielle Genehmigung dieſes O rtsſtatuts
geknüpften Vorbehalt mußte dasſelbe nach Ablauf von zwei Jahren
einer erneuten Durchſicht unterzogen werden . Dieſes geſchah in der

Bürgerausſchußſitzung vom 14 . Juni 1878 . Nachdem ſich inzwiſchen
die Tätigkeit des Ortsgeſundheitsrates in jeder Hinſicht bewährt
hatte , ſah ſich der Stadtrat veranlaßt , nur zwei unbedeutende Ande —

rungen des Ortsſtatuts zu beantragen , nämlich die Erhöhung der bis⸗

herigen Zahl 6 der vom Stadtrat zu ernennenden Mitglieder auf 10

und die Streichung der Beſtimmung , wonach es dem Stadtrat vor —

behalten blieb , für einzelne Fälle noch weitere Mitglieder zu ernennen .
Der Bürgerausſchuß genehmigte beide Anträge .

Seit dem Jahre 1878 ſtellte ſich der Ortsgeſundheitsrat neben
der Tätigkeit , die er als begutachtende Behörde des Stadtrats in

allen die öffentliche Geſundheitspflege betreffenden Angelegenheiten auszu⸗
üben hat, die weitere Aufgabe , über angebliche Heilmittel , welche
in den hier verbreiteten Zeitungen angeprieſen wurden , Erhebungen
zu machen, deren Ergebniſſe zu veröffentlichen und dadurch einer ge⸗
wiſſenloſen finanziellen Ausbeutung der Leichtgläubigkeit entgegen zu
arbeiten . Auch jede andere Form der Kurpfuſcherei wurde vom

Ortsgeſundheitsrat energiſch bekämpft . Man darf wohl ſagen , daß
ſich dadurch der Karlsruher Ortsgeſundheitsrat ein weit über das

Weichbild unſerer Stadt , ja auch über die Grenzen des badiſchen
Landes hinausreichendes Verdienſt erworben hat . Er hat auch
bei allen Einſichtigen und Wohlmeinenden die gebührende dankbare

Anerkennung gefunden . Dieſe hat durch die große Zahl von An —

griffen , Verleumdungen , Drohungen und Prozeſſen , welche gegen ſeine
Veröffentlichungen und Warnungen erhoben wurden , keinen Eintrag
erliten . Die Namen der von ihm bekämpften Geheimmittel und die

einſchlägigen Erzeugniſſe einer ſchwindelhaſten literariſchen Freibeuterei
45



werden ſeit 1885 in der Chronik von Karlsruhe veröffentlicht . Im

Jahre 1891 erſchien unter dem Titel „ Gegen den Heilmittelſchwindel “
eine amtliche Sammlung der Bekanntmachungen des Ortsgeſundheits —
rates Karlsruhe über Geheimmittel . Seit 1894 ſind in ſehr er —

wünſchter Weiſe auch über die ſonſtige ſehr vielſeitige Tätigkeit des

Ortsgeſundheitsrats auf dem Gebiete der Fragen , welche in geſund —

heitlicher Hinſicht für die Stadt von Bedeutung ſind , in der Chronik

kurze Berichte mitgeteilt . Es ergibt ſich aus dieſen Mitteilungen die

geradezu erſtaunliche Fülle wichtiger Gutachten und Maßnahmen ,

welche man der in der Offentlichkeit wenig hervortretenden ſegens⸗

reichen Wirkſamkeit dieſer ſtädtiſchen Kommiſſion ſeit einer langen

Reihe von Jahren zu danken hat .
Es mag hier die Bemerkung eingeſchaltet ſein, daß ſich vom

Jahre 1875 bis zum Jahre 1900 die Zahl der Karlsruher Arzte
von 40 auf 83 vermehrte , einerſeits eine Folge der bedeutenden Er —

höhung der Einwohnerzahl , anderſeits aber auch der vermehrten Für —

ſorge , welche in allen Kreiſen der Bevölkerung der Krankenpflege ge —

widmet wurde .

Das ſtädtiſche Krankenhaus war der Erweiterung dringend

bedürftig . “) Nachdem ſchon im Jahre 1873 eine Anzahl von Grund —

ſtücken in der Schwanenſtraße zum Betrage von 68 000 Mk ,

ferner der bisher der Stadtgemeinde noch nicht gehörige Teil

des Krankenhauſes —einſchließlich der vier Grundſtücke in der

Schwanenſtraße — um 102 300 Mk . und das Molbiliar der

Anſtalt um 52 497 Mk. , ferner 130 qm Gartengelände mit

Schreinerwerkſtätte um 7000 Mk . angekauft worden waren , wurde

nach dem Entwurfe des Stadtbaumeiſters Strieder ein Erweiterungs⸗

neubau aufgeführt , der im Frühjahr 1885 fertiggeſtellt war . Ob⸗

wohl er ſich nur als Hintergebäude des alten Spitals darſtellte ,

erſchien er mit ſeiner gegen Süden gekehrten Hauptfront , in ſeiner

Geſamtanlage doch als ein umfangreiches dreiſtöckiges Gebäude und ,

trotz der einfachen ſoliden Ausführung , als ein ſehr ſtattliches Bau —

werk . Die Koſten der Neuherſtellung beliefen ſich auf 162 000 Mk .

Die Anſtalt — in welcher im Jahre 1884 2591 Perſonen mit

40000 Verpflegungstagen Aufnahme fanden — umfaßte nunmehr 52

) Vgl . oben Seite 666 .



Krankenſäle mit 255 Betten . Für weitere Vergrößerung war noch
ein Gelände verfügbar , auf welchem mehrere Gebäude mit 23 Miet - ⸗

wohnungen zunächſt an bedürftige , der Armenpflege aber nicht an —

heimgefallene Familien durch Vermittelung des Badiſchen Fraue n.
vereins um billigen Preis vermietet wurden . Von dieſen Gebäuden

waren 16 mit dem dazu gehörigen Grundſtück erſt im Jahre 1885

um 26000 Mk . käuflich erworben worden . — Am 22 . Dezember 1885

wurde die Gedächtnisfeier des vor 100 Jahren von dem Markgrafen
Karl Friedrich erbauten ſtädtiſchen Krankenhauſes gleichzeitig mit der

Einweihung des Neubaues gefeiert . Der Hof und die Spitzen der

ſtaatlichen und ſtädtiſchen Behörden waren anweſend . Prälat Doll

und der Oberarzt , Medizinalrat Arnſperger , hielten Anſprachen , in

denen ein Bild der Entwickelung der Anſtalt gegeben wurde . —

Schon im Jahre 1887 wurde die ſteigende Frequenz des Kranken —

hauſes Anlaß , in einer Sitzung des Bürgerausſchuſſes die Frage
einer Verlegung desſelben durch Errichtung eines Neubaues in Er⸗

wägung zu ziehen . Die Zahl der Verpflegungstage hatte ſich vo n

1878 bis 1887 von 37731 auf 64700 , die Zahl der verpflegten
Perſonen von 2555 auf 2853 erhöht . Als Hauptgründe dieſer
ſteigenden Frequenz wurden vom Stadtrat , neben der Vermehrung
der Einwohnerzahl , die neue ſozialpolitiſche Geſetzgebung , insbeſondere
die Wirkung des Unfallverſicherungsgeſetzes bezeichnet . Zunächſt fand
der Plan eines Neubaues noch keine Zuſtimmung , wohl aber wurden

zu abermaliger Erweiterung des Krankenhauſes zwei Grundſtücke u m

den Preis von 121000 Mk . angekauft . Im Jahre 1888 waren

ſchon 3305 Perſonen ( 1942 Männer und 1363 Frauen ) mit 71010

Verpflegungstagen in ärztlicher Behandlung , die größten Zahlen ſeit
dem Beſtehen des Krankenhauſes ) , im Jahre 1893 4037 Kranke

mit 73058 Verpflegungstagen , 1900 3320 Kranke mit 8127 1

Verpflegungstagen .
Im Jahre 1883 wurde ein Ortsſtatut über die Verwaltung

des ſtädtiſchen Krankenhauſes aufgeſtellt , eine Krankenhaus⸗
kommiſſion niedergeſetzt und deren Wirkungskreis beſtimmt. Im Zu⸗
ſammenhange damit wurden im Laufe der folgenden Jahre verſchie⸗
dene Verordnungen erlaſſen : Vorſchriften über die Verbringung Ver⸗

unglückter und Erkrankter in das ſtädtiſche Krankenhaus , Dienſtweiſungen
für die Oberin und die Wärterinnen und Wärter, Inſtruktionen für
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die Gemeindekrankenpflegerin , die Koſtordnung und Taxordnung für
die Patienten , eine Dienſtweiſung für den ſtädtiſchen Desinfektor u. a .

Am 1. Dezember 1884 wurde eine Ambulatoriſche Klinik

im Rathauſe errichtet , in welcher durch eigens dazu beſtellte Stadt —

ärzte kleinere Operationen , Verbandanlegungen u. ſ. f. vorgenommen

werden . In dieſer Klinik wurden in den Jahren 1884 —1886

4897 Perſonen ärztlich behandelt , 74 größere Operationen vorge —

nommen . 1886 wurde ſie durch Hinzufügung von zwei weiteren

Räumen der früheren Mehlhalle vergrößert . Von 1886 an wurde

nicht mehr die Zahl der behandelten Perſonen in der Stadtchronik

veröffentlicht , ſondern die ärztlichen Leiſtungen des Heilgehilfen .
1886 betrug deren Zahl 25723 , 1887 erhob ſie ſich auf 31929 ,

1891 auf 43 387 ; 1892 auf 49 514 , 1893 auf 54095 . Von

1894 an werden die Konſultationen der 4 Stadtärzte ( 1894 32 170 ,

1897 38 174 , 1900 40750 ) , deren Hausbeſuche lin den gleichen

Jahren 8870 , 11033 , 12 833 ) , die Einzelleiſtungen des Heilgehilfen

( 17 684 , 14 749 , 17 684 ) , deſſen Hausbeſuche ( 304, 588 , 266 ) ver —

zeichnet.
Von großer Bedeutung für die eferndheidlichen Verhältniſſe der

Haupt⸗ und Reſidenzſtadt war es , daß am 1. Dezember 1884 das

neue Krankenverſicherungsgeſetz in Kraft trat . Die Organiſation des

Krankenverſicherungsweſens erfolgte nach den von Bürgermeiſter

Schnetzler ausgearbeiteten Vorſchlägen . Der Vollzugsverordnung

dieſes Geſetzes entſprechend wurde für ſämtliche hier zur Errichtung
kommende Ortskrankenkaſſen und für die Gemeindekrankenverſicherung
eine gemeinſame Meldeſtelle im Rathauſe angeordnet . Die ver —

ſchiedenen hieſigen Krankenkaſſen zählten am Schluſſe des Jahres

1885 7330 männliche und 1609 weibliche Mitglieder . Die Zahl

der Krankheitstage betrug 54893 ( davon 3174 infolge von Betriebs⸗

unfällen)j . Aus den zu gemeinnützigen Ausgaben zur Verfügung

ſtehenden Überſchüſſen der ſtädtiſchen Spar - und Pfandleihkaſſe wurde

behufs Fundierung der Kaſſen dieſen ein Betrag von 3000 Mk .

überwieſen . Im Jahre 1888 wurde ein neues Ortsſtatut über die

Krankenverſicherung der Dienſtboten und der ohne Gehalt und Lohn

beſchäftigten Geſellen , Gehilfen und Lehrlinge aufgeſtellt . Durch das

Geſetz über die Ausführung der Unfall - und Krankenverſicherung
vom 24 . März 1888 und die landesherrliche Verordnuung vom



25 . Juni d. J . trat §S 34 des Geſetzes vom 5. Mai 1870 über die

öffentliche Armenpflege “) mit dem 1. Januar 1889 außer Kraft .
Damit verlor die ſtädtiſche Krankenverſicherungsanſtalt , in welcher
bisher die Dienſtboten , ſowie die ohne Lohn beſchäftigten Gewerbe —

gehülfen und Lehrlinge gegen Krankheit verſichert waren , ihre recht —
liche Grundlage . Eine ſolche wurde nunmehr durch das in dem

gleichen Geſetz vom 24 . März 1888 vorgeſehene oben angeführte
Ortsſtatut erſetzt. Dieſes wurde in der Bürgerausſchußſitzung vom

26 . November 1888 einſtimmig genehmigt . “ ) — Am 11 . Oktober 1892

wurde — auf Grund des § 2 Ziffer 2 und 5 des Reichskranken⸗
verſicherungsgeſetzes in der Faſſung vom 10 . April 1892 und des

§ 15 des badiſchen Geſetzes vom 7. Juli 1892 , die Krankenverſiche —
rung betr . — für Karlsruhe mit Wirkung vom 1. Januar 1893

vom Bürgerausſchuß ein Ortsſtatut über die Krankenverſiche —
rungspflicht erlaſſen . Durch dieſes Ortsſtatut wurden die

Vorſchriften des §S 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes auf eine Reihe
von Perſonen angewendet , welche nicht ſchon kraft Geſetzes ver —

ſicherungspflichtig waren . An die Stelle der bisherigen reichsgeſetz⸗
lichen Gemeinde - Krankenverſicherung ( Arbeiterkrankenkaſſe ) trat nun

eine allgemeine Ortskrankenkaſſe und an Stelle der bisherigen landes —

geſetzlichen Gemeinde - Krankenverſicherung ( Dienſtboten - Krankenkaſſe )
eine beſondere Ortskrankenkaſſe der Dienſtboten . Die neu errichteten
Ortskrankenkaſſen vereinigten ſich mit den bereits beſtehenden behufs
gemeinſamer Verwaltung zu einem Krankenkaſſenverband . Am Schluſſe
des Jahres 1893 beſtanden in der Stadt 5 Ortskrankenkaſſen ( die
allgemeine Ortskrankenkaſſe und die Ortskrankenkaſſen der Dienſtboten ,
der Bäcker , der Handlungsgehilfen und der Metzger und Wurſtler ) ,
eine Innungskaſſe (der Baugewerke - Innung ) und 19 Betriebs⸗

( Fabrik - ) Krankenkaſſen . Die durchſchnittliche Zahl der Verſicherten
betrug bei den Ortskrankenkaſſen 14001 , bei der Innungskranken⸗
kaſſe 1222 und bei den Betriebskrankenkaſſen 5 968 Perſonen .
Gleichfalls am 1. Januar 1893 trat an Stelle des Ortsſtatuts vom

18 . September 1884 über die Verwaltung des Krankenverſicherungs —
weſens ein neues Ortsſtatut über die Verwaltung des Arbeiter —

) Vgl . oben Seite 344 f.

) Näheres ſ. Chronik von Karlsruhe 4, 1888 Seite 67 ff.
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verſicherungsweſens in Kraft . Als deren Organ wurde eine

ſtädtiſche Arbeiterverſicherungskommiſſion gebildet . ) Im Jahre 1900 “

betrug die durchſchnittliche Zahl aller dieſer Kommiſſion unterſtellten

Krankenkaſſen der Stadt 28 356 . Die Ausgaben der Kaſſen beliefen

ſich auf 699 781 Mk , ihre Einnahmen auf 754622 Mk. “ “ )

Neben dem ſtädtiſchen Krankenhauſe war im Laufe der Jahre

noch eine Reihe anderer der Krankenpflege gewidmeten Auſtalten ent —

ſtanden . . *)

Die evangeliſche Diakoniſſenanſtalt vergrößerte ihr

Arbeitsgebiet nicht nur in der Stadt , ſondern dehnte es allmählich

auch auf die Landgemeinden aus . Im Jahre 1889 zählte ſie 91

Diakoniſſinen , 34 Probe- und 7 Vorprobeſchweſtern . In den Kranken —

häuſern wurden 3449 Kranke und 159 Pfründner verpflegt . Privat —
und Armenpflege wurde an 3155 Perſonen geleiſtet . Im Jahre
1900 zählte man 201 Diakoniſſinen , 68 Probe - und 5 Vorprobe⸗

ſchweſterr . In den Krankenhäuſern und Spitälern der Stadt und

auf den Stationen wurden vom 1. September 1899 bis 31 . Auguſt 1900 .

in 120872 Verpflegungstagen 5066 Kranke und 78 Pfründner ver —

pflegt . Privat - und Armenpflege wurde an 15 126 Dienſtboten ge⸗

leiſtet .

Im St . Vincentiushaus wurden im Jahre 1890 3831

Kranke in 12 641 Verpflegungstagen verpflegt , im Jahre 1898 waren

es 992 Kranke in 25 100 Verpflegungstagen , im Jahre 1900 1247

Kranke und 31654 Verpflegungstage . Am 16 Mai 1900 wurde das

neue Krankenhaus des St . Vincentiusvereins im Südweſten der

Stadt an der Südendſtraße feierlich in Gegenwart der Großherzogin

eröffnet . Die Anſtalt faßt 140 Betten , deren Zahl aber nach Be —

darf erhöht werden kann . Im alten Gebäude an der Kriegſtraße
verblieben die Abteilungen für Augen - , Naſen - und Ohrenkranke .

In der Vereinsklinik des Badiſchen Frauenvereines betrug ,

im Jahre 1889 die Zahl der Kranken 579 . Der Neubau derſelben

„) Vgl . oben Seite 685 .

) Zu vorſtehendem Abſchnitt vgl . die betreffenden Jahrgänge derer Chronik
von Karlsruhe , ſowie die „ Beiträge zur Statiſtik der Stadt Karlsruhe , her⸗

ausgegeben vom Statiſtiſchen Amt “ .
8

den ) Vgl . oben Seite 345 ff. , 359 .
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—
wurde im Frühjahr 1890 bezogen . Am 5. Mai war die feierliche
Eröffnung derſelben , die auch ein Wärterinnenheim umfaßt und zur

Erinnerung an den ſo früh dahingeſchiedenen Prinzen Ludwig Wilhelm
den Namen Ludwig - Wilhelm - Krankenheim erhielt . Der Hof und

eine große Zahl Eingeladener wohnten der Feier bei . Im Jahre
1891 betrug die Zahl der Kranken 964 , der Verpflegungstage 17188 ,

im Jahre 1900 waren es 1073 Kranke , 20220 Verpflegungstage .
Im Frühjahr 1892 trat auf Anregung und unter dem perſön —

lichen Vorſitz der Prinzeſſin Wilhelm eine Anzahl Damen zur

Gründung eines Wöchnerinnen - Aſyls zuſammen . Die er—⸗

forderlichen Räumlichkeiten im Ludwig - Wilhelm - Krankenheim ſtellte
die Abteilung III des Frauenvereins zur Verfügung . Im Juli

wurde das Aſyl eröffnet und bis zum Schluß des Jahres wurden

in demſelben 42 Frauen mit 484 Verpflegungstagen verpflegt , im

Jahre 1896 waren es 140 Frauen uit 1466 Verpflegungstagen ,

für 1900 ſind die Zahlen 246 und 2728 .

Im ſtädtiſchen Vierordtbad wurde im Jahre 1882 ein in

der Hydro - und Pneumatotherapie ſpeziell geübter Arzt aufgeſtellt ,

wodurch den leidenden Bewohnern der Stadt Behandlungsmethoden

zugänglich gemacht wurden , wie ſie ſonſt nur in beſonderen Kur —

anſtalten zu finden ſind . Seit 1887 iſt die Kuranſtalt auch während
der Sommermonate im Betriebe . Neben den gewöhnlichen Wannen —

und Douchebädern , Heißluft-sz, Dampf - und künſtlichen Soolbädern

beſteht ſeitdem auch noch eine Abteilung für Anwendung der phyſi —

kaliſchen Heilmethode und für das Geſamt - Waſſerheilverfahren . In

den Jahren 1885 bis 1889 betrug die größte Zahl der Bäder

18 984 ( 1886 ) , die niedrigſte 9576 ( 1889 ) . Der Rückgang erklärt

ſich aus der außerordentlichen Vermehrung der Hausbäder und Bad —

anſtalten in dieſem Zeitraume , darunter auch Volksbäder in ver —

ſchiedenen Schulhäuſern . Die von den Doktoren Wunderlich und

Morſtadt geleitete Kurabteilung hatte dagegen in der gleichen Zeit
eine bedeutende Zunahme der Frequenz zu verzeichnen . In den

Jahren 1897 —1900 wurde das Vierordtbad mit einem Aufwand
von 706000 Mk . umgebaut und erweitert und in demſelben ein

Schwimmbad angelegt . Vom Juli , in welchem das umgeſtaltete
Bad neu eröffnet wurde , bis Dezember 1900 betrug die Zahl der

Bäder 75 270 . Darunter waren 50 957 Schwimmbäder , 13026
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Wannenbäder , 5278 Heißluft - und Dampfbäder und 4009 Kurbäder

verſchiedenſter Art .

Die Errichtung eines Damenſchwimmbades im Rhein bei

Maxau , insbeſondere aber die Erbauung des Friedrichsbades
in der Kaiſerſtraße mit Schwimmbad , Dampfheizung , künſtlicher Ven —

tilation und elektriſcher Beleuchtung ſind an dieſer Stelle beſonders
hervorzuheben als wichtig für die Geſundheitspflege in weiten Kreiſen
der Einwohnerſchaft .

Von hygieniſchen Geſichtspunkten ging die Gemeindeverwaltung
auch aus , als ſie eine neue Begräbnis - Ordnung erließ , welche mit

dem 1. Oktober 1893 als Ortsſtatut in Kraft trat . Ihre wichtigſte
Beſtimmung ſtellt feſt, daß die Leichen allgemein innerhalb 36 Stunden

nach Eintritt des Todes mittels Leichenwagens auf dem kürzeſten
Wege in die Leichenhalle auf den Friedhof zu verbringen und von

dieſer aus zu beerdigen ſind.

Armenfürſorge . Anſtalten für Wohltätigkeit und

Gemeinnützigkeit .

Nach Vorſchrift der Städteordnung war auch für das Armen —

weſen eine beſondere Kommiſſion zu bilden und zu dieſem Zwecke ein

Ortsſtatut zu erlaſſen . Es war ſelbſtverſtändlich , daß dieſe Kom —

miſſion den Namen Armenrat zu führen hat , der hier ſchon bisher
für die örtliche Armenbehörde üblich war . Der neue Armenrat wurde

als ein Organ des Stadtrats dieſem unterſtellt , während der frühere
ſich nur als der zum Zweck der Armenpflege erweiterte Gemeinderat

darſtellte und dieſen in ſich ſchloß . Die ſämtlichen zur öffentlichen
Armenpflege gehörigen , dem früheren Armenrat obgelegenen Geſchäfte
wurden , ſoweit dieſes geſetzlich möglich war , dem neuen Armenrat zur

ſelbſtändigen Erledigung zugewieſen , nur wenn es ſich um allgemeine ,
für dauernde Geltung berechnete Maßregeln handelte , muß die Ge —

nehmigung der gefaßten Beſchlüſſe durch den Stadtrat herbeigeführt
werden . Die Zuſtändigkeit des Stadtrats zur Ernennung der Mit —⸗

glieder der Kommiſſion ergab ſich aus den einſchlägigen geſetzlichen
Beſtimmungen . Zur Kenntnis und Beaufſichtigung der Verhältniſſe
der Unterſtützungsbedürftigen in allen Teilen der Stadt wurden ,
wie bisher , ſo auch für die Zukunft aus der Bürgerſchaft erwählte
Armenpfleger herangezogen und als Grundlage ihrer Wirkſamkeit



Armenbezirke gebildet , die ihrerſeits wieder in Pflegſchaften zerfallen .
Durch die Armenpfleger haben alle Geſuche um Unterſtützung zu
gehen, welche auf Grund ihrer Anträge verbeſchieden werden ; ſie
haben auch die Verwendung der Unterſtützungen zu überwachen . Eine

lebendige Vermittlung zwiſchen den einzelnen Armenpflegern und dem
Armenrat wurde durch die Bezirksvorſteher , welche zugleich Mit —

glieder des Armenrats ſind, geſchaffen , der einheitliche Geiſt , der in
der Armenpflege herrſchen muß , wurde aber dadurch geſichert , daß
jede Beſchlußfaſſung vom Armenrat ſelbſt auszugehen hat . Dieſe
Organiſation ſchloß auch die Möglichkeit ein , für die Zukunft die

Zahl der Armenpfleger und wohl auch der Armenbezirke nach Bedarf
zu vermehren . Im Übrigen begnügte ſich das Ortsſtatut damit , alle

Verhältniſſe des Armenweſens zu regeln , welche grundſätzlicher oder
bleibender Natur ſind , alles andere aber blieb der Verfügung des
Stadtrats und des Armenrats in der Form von Dienſtweiſungen
überlaſſen . Daß auch Vertreter der freiwilligſgen Armenpflege dem
Armenrat angehören ſollten , war ebenſo ein Grund dafür , daß die

Zahl der Mitglieder desſelben allerdings in gewiſſen Grenzen eine
wandelbare ſein mußte wie die — wie ſchon erwähnt — voraus⸗

zuſehende Notwendigkeit , mit der Zeit die Armenbezirke zu vermehren .
Aus den innigen Beziehungen , in denen die Verwaltung der Kranken —

verſicherungsanſtalt und des ſtädtiſchen Krankenhauſes mit der Armen —

pflege ſtehen, ergab ſich die Zweckmäßigkeit der Unterſtellung dieſer
Verwaltungszweige , einſchließlich ihrer Kaſſenverwaltung , unter den
Armenrat mit der Beſtimmung , das Referat darüber einer engeren
aus ſeiner Mitte zu bildenden Kommiſſion zu übertragen , während
die Überwachung der geſundheitlichen Verhältniſſe des Krankenhauſes
in die Hände des Ortsgeſundheitsrats gelegt wurde . Die Mitglieder
der Armenbehörde wurden im Ortsſtatut auf die Pflicht hingewieſen ,
die Gemeindekaſſe nicht über das geſetzlich vorgeſchriebene Maß zu
belaſten , die Verhältniſſe der Armen nach angemeſſener Friſt wieder

aufs Neue zu prüfen , die Unterſtützungen nach einem überdachten
Syſtem und nicht in den wechſelnden Fällen nach der wechſelnden
Stimmung zu erteilen .

Der Entwurf dieſes Ortsſtatuts wurde in der Sitzung des

Bürgerausſchuſſes vom 28 . Dezember 1875 nach kurzer Verhandlung
mit einigen unbedeutenden Abänderungen einſtimmig genehmigt . Dabei



empfahl der Stadtverordnete Malſch dem Stadtrate dringend , bei der

hohen Summe , welche die Armenpflege zur Zeit verlange , mit mög⸗

lichſter Sparſamkeit zu Werke zu gehen.

Da ſich Zweifel erhoben hatten , ob dem Armenrat nicht nur

die Verteilung der Erträgniſſe der örtlichen Armenſtiftungen , ſondern

auch deren Verwaltung zuſtehe , erhielt §S
8 des Ortsſtatuts über die

Armenpflege , durch Beſchluß des Bürgerausſchuſſes vom 19 . Juli 1881

eine Form , welche ihm auch das Recht der Verwaltung derſelben aus⸗

drücklich zuſprach .

Eine erfreuliche Tatſache auf dem Gebiete der Armenpflege konnte

im Jahre 1885 feſtgeſtellt werden , nämlich daß , trotz der ungewöhnlichen

Bevölkerungszunahme , das ſtädtiſche Budget für den Armenaufwand

in den letzten fünf Jahren keine Steigerung erfahren hatte . Dieſer

Umſtand erklärte ſich teils aus der wirtſchaftlichen Beſſerſtellung
der ärmeren Bevölkerungsklaſſen , teils aus der opferwilligen privaten

und von Vereinen ausgeübten Mildtätigkeit . Die Durchſchnittszahl der

in den Jahren 1878 bis 1888 vom Armenrat unterſtützten Perſonen

beträgt 1864,9 , von 1889 bis 1898 2234,5 , im Verhältnis zur Be —

völkerungszunahme in dieſen Jahren eine ſehr mäßige Erhöhung .
Der Geſamtaufwand der Stadt für die Armenpflege betrug im

Jahre 1890 191637 Mk . oder 7,5 Prozent des geſamten ſtädtiſchen

Aufwandes “ ) , im Jahre 1895 203 326 Mk . oder 7,16 Prozent ,

im Jahre 1900 262 585 Mk . oder 6,68 Prozent desſelben . Die

Zahl der vereinigten Armenſtiftungen betrug im Jahre

1889 30 , das Stiftungskapital 55 250 Mk . Der Wohltätig⸗

keitsfond , welcher aus den Geldbeiträgen gebildet wird , die der

Gemeindebehörde zu dem Zwecke überwieſen werden , um ſie nach Er —

meſſen zu Zwecken der Hilfsbedürftigen zu verwenden und deren ſo⸗

fortige Ausgabe nicht erforderlich iſt oder nicht gewünſcht wird , betrug

am Schluſſe des Jahres 1893 49 355 Mk . Die Zinſen desſelben

und nötigenfalls auch Teile des Kapitals werden zu Wohltätigkeits⸗

handlungen außerhalb des Kreiſes der geſetzlichen Armenpflege ver⸗

wendet . — Die ſeit Juli 1874 hier neu geordnete Armenkinderpflege

beſorgt gemeinſam der Armenrat und der Frauenverein . Der Armenrat

) Bis 1894 wurde der Aufwand für Armen⸗ und Krankenpflege in einer

Summe verzeichnet .
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entſcheidet über die Aufnahme unter die Zahl der Armenkinder , wählt
die Familien aus , bei welchen ſie unterzubringen ſind und beſtimmt
die Zuſchüſſe . Damen des Frauenvereins beſuchen die ihnen zur '

Beaufſichtigung zugewieſenen Kinder regelmäßig mindeſtens einmal im

Monat . Von den ſchulpflichtigen Armenkindern , deren Zahl im

Jahre 1885 186 betrug , beſuchten 126 die Karlsruher , die übrigen
auswärtige Volksſchulen . 1886 war deren Zahl auf 223 angewachſen ,
1888 waren ihrer 384 , der größere Teil wurde ſpäter in den Land —

orten der Umgegend untergebracht , ſo daß im Jahre 1892 in der

Stadt Karlsruhe ihre Zahl nur 99 betrug . 1893 waren es wieder 191 .

1894 wurde das Syſtem geändert ; die Chronik verzeichnet von da —

an die Zahl der Kinder , deren Unterbringung in einer dazu geeigneten
Erziehungs - oder Beſſerungsanſtalt oder in einer Familie zum Zwecke⸗
der Zwangserziehung auf amtsgerichtliches Erkenntnis erfolgte , dieſe
betrug 68 , im Jahre 1895 78 , 121 in den Jahren 1896 und 1897 ,
109 , 114 , 112 in den Jahren 1898 —1900 .

Ohne auf Vollſtändigkeit Anſpruch zu machen, ſtellen wir in —

Nachſtehendem die Leiſtungen der namhafteſten Anſtalten und Vereine

zuſammen , welche ſich in Karlsruhe mit Wohltätigkeit und Gemein —

nützigkeit beſchäftigten .
Von gemeinnützigen Anſtalten iſt in erſter Reihe die Karl —

Friedrich - Leopold - und Sofienſtiftung zu nennens ) ! Im

Jahre 1888 befanden ſich in derſelben ( gewöhnlich das Pfründnerhaus —
genannt ) 39 Pfründner erſter Klaſſe und 58 Armenpfründner . In⸗

folge des Rückganges des Zinsfußes und des Sinkens des Geldwertes ,
bei dem Ausbleiben nennenswerter Zuſtiftungen , war dieſe Anſtalt aber

an der Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit angelangt und konnte wieder —

holt Aufnahmegeſuche nicht berückſichtigen . Aber nach und nach beſſerten
ſich ihre Verhältniſſe wieder . Im Jahre 1889 ſtanden den Einnahmen
im Betrage von 61854 Mk . an Ausgaben 50071 Mk . gegenüber .
Nach mancherlei Schwankungen im Laufe der Jahre betrug 1899 die⸗

Zahl der Pfründner erſter Klaſſe 58 , jene der zweiten Klaſſe 47 ,
den laufenden und Grundſtocks - Einnahmen von 83 384 Mk . ſtanden
Ausgaben von 74800 Mk . gegenüber .

Die Herberge zur Heimat “ ) gewährte vom 1. No⸗

*) Vgl . oben Seite 351 .
* ) Vgl . oben Seite 354 .
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vember 1889 bis dahin 1890 Unterkunft an 18 783 Perſonen , in

dem mit der Herberge verbundenen Gaſthauſe übernachteten 1646 Per —

ſonen , an 19273 Perſonen wurde Mittagstiſch verabreicht , die Ein —

nahmen betrugen 50 921 , die Ausgaben 50682 Mk. , das Reinvermögen

erreichte die Höhe von 33993 Mk . In der Zeit vom 1. No⸗

vember 1899 bis dahin 1900 entſprechen den gleichen Poſten die

Zahlen : 19 436 , 2985 , 19 766 , 103 602 Mk. , 103 207 Mk ,

74529 Mk . — Im Jahre 1900 wurde eine zweite Herberge zur

Heimat im Stadtteile Mühlburg von der gleichen Geſellſchaft ge —

gründet , in deren Hand die Leitung der ſchon beſtehenden Herberge

liegt , und am 31 . Oktober feierlich eröffnet .

Der Lebensbedürfnisverein erzielte im Jahre 1885

günſtigere Ergebniſſe als ſeit 20 Jahren . “) Er zählte 1115 Mit⸗

glieder , der Jahresumſatz betrug 569 800 Mk. , der Reingewinn
51176 Mk. ; im Jahre 1892 gehörten ihm 2815 Mitglieder an , der

Umſatz betrug 1474 341 Mk. , der Ertrag des Geſchäftes 237 215 Mk. ,

an die Mitglieder wurde eine Dividende von 10 Prozent verteilt .

Der Verein gegen Haus - und Straßenbettel ſetzte

ſeine verdienſtliche Tätigkeit durch Unterſtützung Durchreiſender ( 7495

im Jahre 1885 , 5 347 im Jahre 1900 ) und während einiger Zeit auch

durch Gewährung unverzinslicher Darlehen an hieſige unbeſcholtene
und unbemittelte Perſonen fort .

Desgleichen war die Kleinkinderbewahranſtalt bemüht , ihr

ſegensreiches Wirken fortzuführen . Im Jahre 1885 waren in derſelben
446 Kinder untergebracht . In der Anſtalt wurden auch Lehrerinnen

( Kleinkinderſchweſtern ) ausgebildet . Aus 3 Anſtalten wurden im Laufe

der Jahre 8, im Jahre 1900 waren in dieſen 807 Kinder unter —

gebracht . Dazu waren bis dahin weiter 4 katholiſche Kleinkinder —

bewahranſtalten , eine Kinderpflege und 4 Kleinkinderſchulen mit zu —

ſammen durchſchnittlich 600 Kindern gekommen.

Der Badiſche Frauenverein unter dem Protektorate der

Eroßherzogin Luiſe , deſſen Wirkſamkeit die verſchiedenſten Gebiete

berührt und ſich auf das ganze Land erſtreckt, hat , wie früher , in

großem Umfange auch der Stadt Karlsruhe ſeine wertvolle Fürſorge

zugewandt . Im Juni 1884 konnte er das 25jährige Jubiläum ſeines

) Er war 1865 gegründet worden . Siehe oben Seite 355 f.
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Beſtehens in Gegenwart der Großherzogin feiern , zu welchem viele Teil —

nehmer aus allen Teilen des Landes und auch aus außerbadiſchen
Städten nach Karlsruhe gekommen waren . Im kleinen Saale der

Feſthalle fand am 26 . Juni eine Feſtverſammlung ſtatt , der ein ge⸗
meinſames Mittageſſen im großen Feſthalle - Saal und ein Empfang
bei Hofe folgte . Am 27 . Juni wurde eine zweite Verſammlung ab⸗

gehalten . Später beſuchten viele der Anweſenden die Volksküche ,
andere nahmen am Feſte der Wärterinnen in der Klinik teil und am
Abend vereinigte ein von der Stadt gegebenes Feſt Einheimiſche und

Gäſte im Stadtgarten . — In den Jahren 1891 , 1893 und 1899

fanden in Karlsruhe die Landesverſammlungen des Vereines ſtatt . —
Die umfaſſende Tätigkeit des Vereines vermehrte ſich von Jahr zu
Jahr ſowohl hinſichtlich der Aufgaben , welche er in ſeinen Bereich
zog , als auch der Ausdehnung , welche die Löſung dieſer Aufgaben
gewann . Dem Jahresbericht für 1900 entnehmen wir eine Überſicht
über das Wirken des Frauenvereins in der Stadt Karlsruhe in dieſem
Jahre . In der J . Abteilung für Frauenbildungs - und Erwerbs —

pflege wurden Kurſe zur Ausbildung von Handarbeitslehrerinnen an

Kochſchulen und an Höheren Mädchenſchulen abgehalten ; in der Luiſen —
ſchule wurde ſchulentlaſſenen Mädchen eine Fortbildung in den Haupt⸗
ſchulfächern geboten und praktiſcher Unterricht im Kochen erteilt , in der

Frauenarbeitsſchule wurden die Schülerinnen in Kurſen , welche acht
Fächer umfaßten , unterrichtet , die Handelsſchule bereitete ihre Schüle⸗
rinnen zur Tätigkeit in Verſicherungsanſtalten , Fabriken und größeren
kaufmänniſchen Geſchäften als Kanzliſtinnen , Buchhalterinnen , Hand⸗
lungsgehilfinnen vor , die Schule für Kunſtſtickerei erteilte Unterricht
zur Erlernung der feineren Stickereitechniken und bildete Kunſtſtickerei⸗
Lehrerinnen aus . Es ſind ferner zu erwähnen : das Friedrichſtift ,
welches alleinſtehenden Damen ein behagliches Heim zu mäßigen Preiſen
bietet , mit welchem eine Haushaltungsſchule verbunden iſt ; das

Seminar zur Ausbildung von Haushaltungslehrerinnen , ein Stellen⸗

vermittlungsbureau , Kurſe zur Ausbildung von Köchinnen und die

Beaufſichtigung des weiblichen Handarbeitsunterrichts in den Karls⸗

ruher Volksſchulen .
In der II . Abteilung für Kinderpflege waren die Krippen Luiſen⸗

haus und Hildahaus , das Kinderpflegerinnen - Inſtitut und die Armen⸗

kinderpflege ( über die ſchon oben berichtet iſt ) in eifriger Tätigkeit .
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In der III . Abteilung für Krankenpflege waren im Jahre 1900

in der Stadt Karlsruhe 110 Vereinsſchweſtern in dem Garniſon —

lazarett , dem Ludwig- Wilhelm- Krankenheim , dem Armenpfründnerhaus ,

dem Pfründnerhaus und dem ſtädtiſchen Krankenhaus , ſowie in der

Privatpflege tätig .

In der IV . Abteilung für Armenpflege und Wohltätigkeit waren

wie ſeit langen Jahren der Sofienfrauenverein , der Eliſabethenverein ,

der Nähverein für arme Kranke , die Mädchenfürſorge mit den zwei

Fürſorgeheimen des Luiſenhauſes und in Scheibenhardt für arme oder

gefährdete Mädchen , das Aſyl - und Erziehungshaus Scheibenhardt,
das Geſchäftsgehilfinnenheim , die Arbeiterinnenfürſorge , der Sonntags⸗

verein , die Flickſchule und der Flickverein , der Beſchäftigungsverein ,
die Kochſchule und die Volksküchen Luiſenhaus , Ritterſtraße und

Hildahaus tätig .

Dieſe ganze bedeutende Tätigkeit wurde von der Großher —

zogin Luiſe nicht nur angeregt , geſchirmt und in großartiger Frei —

gebigkeit unterſtützt , ſondern die hohe Frau nahm, wie es auch in den

folgenden Jahren geſchah und noch jetzt geſchieht , nicht nur an den

verſchiedenen Unternehmungen des Vereins , ſondern an allen Ein⸗

zelheiten bei deren Ausführung den lebhafteſten und erfolgreichſten

Anteil .

Auch der Karlsruher Männerhilfsverein “) hat im Anſchluß an

ſeine Leiſtungen während des deutſch - franzöſiſchen Krieges und in den

erſten Jahren nach dem Friedensſchluſſe ſein Wirken im Dienſte des

Roten Kreuzes mit Eifer und Ausdauer fortgeſetzt . Das freiwillige

Krankenträgerkorps , dem im Laufe der Zeit der Name Freiwillige
Sanitätskolonne beigelegt wurde , hat ſich, trotz mancher Schwierig⸗

keiten , die ihm in den Friedensjahren entgegentraten , in denen manche

die Notwendigkeit einer ſolchen Organiſation vergaßen oder beſtritten ,

nicht nur in dem früher erreichten Umfang erhalten , ſondern ſogar

eine größere Mitgliederzahl gewonnen , ſeine Ausbildung für den

Zweck einer wirkſamen Kriegstätigkeit bedeutend erweitert und ver —

vollkommnet und ganz beſonders auch eine Tätigkeit im Frieden zur

Leiſtung der erſten Hilfe bei Unglücksfällen Einzelner und bei Feſt⸗

lichkeiten , die ein Zuſammenſtrömen großer Menſchenmaſſen veran⸗

) Vgl . oben Seite 360f .
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laſſen , in eine feſte und im Laufe der Zeit auch bewährte Organi⸗
ſation gebracht . Die Erinnerung an die Leiſtungen des Vereines in
den Kriegsjahren gab Anlaß zu einer beſcheidenen Feier als 25 Jahre
verfloſſen waren , ſeit der Verein ſich beim Ausbruch des Krieges ge—⸗
bildet hatte . In ergreifenden Worten gab die Großherzogin ihrem
dankbaren Gedenken an die erſprießliche Tätigkeit des Vereines am
27 . Juli 1895 in einem Telegramm an deſſen Vorſitzenden Ausdruck .

Die von dem Männerhilfsverein im Februar 1875 gegründete
Allgemeine Volksbibliothek hat ſich in den 25 Jahren , die im

Jahre 1900 abgeſchloſſen waren , bedeutend erweitert . In dieſer langen
Reihe hat ſie an 28 528 Benützer 640 738 Bände ausgeliehen und

ſich dadurch unter den Bildungsanſtalten der Haupt - und Reſidenz⸗
ſtadt einen allſeitig anerkannten Platz erworben .

Von großer Bedeutung unter den Vereinigungen , welche dem

Wohle der Stadt und ihrer Einwohner dienen , war auch in dieſem
Zeitabſchnitte die Freiwillige Feuerwehr , die im Jahre 1897

auf eine fünfzigjährige Wirkſamkeit zurückſchauen konnte . Wie ihre
Aufgaben , ſo wurden auch die Einrichtungen und die Ausrüſtung des

Korps größer und mannigfaltiger . Für „Einrichtungen zum Schutz und

zur Verſicherung gegen Feuersgefahr “ wurden im ſtädtiſchen Voran —

ſchlag ſtets namhafte Ausgaben vorgeſehen , die ſich — um nur einige
Jahre heranzuziehen — von 1893 bis 1897 von 28831 auf
34646 Mk . erhöhten . Im Jahre 1896 wurden 42 388 Mk . ange⸗
fordert und bewilligt infolge der Verlegung des Steighauſes und ver —

ſchiedener Neuherſtellungen . Am 10 . Auguſt 1894 wurden der

Feuerwehr Körperſchaftsrechte verliehen . Im Jahre 1895 erhielt die

Feuerwehr neue Satzungen unter Beibehaltung ihrer militäriſchen Or⸗

ganiſation . Eine Reihe größerer Brände gab der Feuerwehr Gelegen⸗
heit, ihre Tüchtigkeit und raſche Hilfsbereitſchaft zu bewähren . Wenn

unter dem Eindruck eines Brandes in der Seminarſtraße Nr . 13 am
29 . März 1891 , bei welchem der Verluſt von zwei Menſchenleben zu
beklagen waren , Stimmen laut wurden , die ſich für Errichtung einer

Berufsfeuerwehr ausſprachen , ſo ergab auch dieſes Mal eine vom

Stadtrat vorgenommene Feſtſtellung aller in Betracht kommenden

Verhältniſſe die vollſtändige Bewährung der Feuerwehr . Der Stadtrat

ſah aus verſchiedenen Gründen von der Errichtung einer Berufs⸗
feuerwehr ab, traf dagegen Maßregeln zur tunlichſteu Beſchleunigung
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des Feueralarms und des erſten Angriffes auf das Feuer , welche in

den folgenden Jahren noch weiter ausgebildet und ergänzt wurden .

Auch in Zukunft wird die Freiwillige Feuerwehr Karlsruhe , getragen

von dem Vertrauen der Einwohnerſchaft , ihrem Wahlſpruch : „ Einer

für Alle und Alle für Einen “ getreu bleiben . “)

Die ſtädtiſchen Finanzen . “ “ )

Die Rechnung über die Einnahmen und Ausgaben
der Stadtkaſſe weiſt im Jahre 1877 als Summe der Ein —⸗

nahmen 825937 , der Ausgaben 826 461 Mk . nach . Unter dieſen
werden aufgeführt : auf Kirchen - und Schulanſtalten : 138 143 Mk. , auf

die Polizei 299 337 Mk. , darunter für die Sicherheitspolizei 53 042 , für
die Armenpolizei 115033 Mk. ) , Aufwand auf die Gemeindeverwaltung :
83 259 Mk . Im Jahre 1881 betrugen die Einnahmen 2579119 ,

die Ausgaben 2411371 Mk . Unter dieſen : auf Kirchen - und

Schulanſtalten : 104385 , auf die Polizei 133 264 Mk . ( darunter

für die Sicherheitspolizei 43 454 , für die Geſundheitspolizei 7526 ,

für die Armenpolizei 122 284 Mk. ) , auf die Gemeindeverwaltung
111117 Mk . Im Jahre 1890 waren die Einnahmen 2808 351 ,

die Ausgaben 25398872 Mk . Unter dieſen entfallen auf die

Schulen 512 740 , auf die Armen - und Krankenpflege 191 657 ,

auf die Gemeideverwaltung 231182 Mk . Im Jahre 1900 ergab

ſich für die Einnahmen die Summe von 4563 940 , für die

Ausgaben 3 933 472 . Von dieſen trafen auf die Mittel - und Volks⸗

ſchulen 880 270 , auf die Armen - und Krankenpflege 262 585 , auf

die Geſundheitspflege , einſchließlich Straßenreinigung und Kehricht —

abfuhr , 140 309 , auf die Schuldentilgung und Verzinſung 1145512 ,

auf die Gemeindeverwaltung 405 352 Mk .

Eine ſummariſche Überſicht über den Vermögens - und

Schuldenſtand der Stadt Karlsruhe am Schluſſe des Jahres 1876

ergibt Aktiva im Betrage von 7953 596 , Paſſiva 4494591 ,

nach deren Abzug ſich ein reines Vermögen von 3 459 005 Mk .

ergibt . Im Jahre 1881 beziffern ſich die Aktiva auf 9550 411 ,

) Vgl . die Feſtſchrift zum fünfzigjährigen Stiftungsfeſt der Feuerwehr
Karlsruhe 1897 .

4 ) Vgl . oben S . 301 ff. , insbeſondere die Anmerkung auf S . 301 .
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